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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es von der Öffentlichkeit als eine Brüskierung 
der Bonner Sicherungsgruppe empfunden wer- 
den muß, wenn der Bundeskanzler für seinen 
persönlichen Schutz nicht die hierzu berufene 
Sicherungsgruppe, sondern Kriminalbeamte 
aus Hamburg in Anspruch nimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 2, August 1974 


In der Anfrage wird unterstellt, daß die Sicherungsgruppe des 
Bundeskriminalamtes beim Schutz des Herrn Bundeskanzlers 
künftig nicht mehr mitwirkt. Dies ist jedoch unzutreffend. Die 
Sicherungsgruppe nimmt nach wie vor ihre Schutzaufgabe gegen- 
über dem Herrn Bundeskanzler wahr. 

Im engen Kontakt mit ihr übernehmen die von der Freien und 
Hansestadt Hamburg an das Bundeskanzleramt abgeordneten 
Kriminalbeamten die unmittelbare persönliche Sicherung des 
Herrn Bundeskanzlers. Diese Beamten sind, auch durch frühere 
Tätigkeit, mit der Person des Herrn Bundeskanzlers vertraut und 
gewährleisten aus diesem Grunde eine besondere effiziente 
Sicherung insbesondere auch bei den häufigen Aufenthalten des 
Herrn Bundeskanzlers in Hamburg. 


2. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Hamburger Kriminalbe- 
amten nach den geltenden Gesetzen im Land 
Nordrhein-Westfalen nicht tätig werden dürfen 
und daß auch unabhängig hiervon die Abgren- 
zung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten 
zwischen der Sicherungsgruppe und den Be- 
amten aus Hamburg Schwierigkeiten bereitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Schlei 
vom 2. August 1974 


Beides trifft nicht zu. 

Die Beamten sind vom Senator für Inneres der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg an das Bundeskanzleramt abgeordnet worden. 
Sie haben damit in allen Bundesländern gleiche Rechte. Ihre Zu- 
sammenarbeit und die wechselseitige Information mit der Siche- 
rungsgruppe stellen organisatorische Maßnahmen sicher. 


2 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Welche Bestimmungen des seit 1. April 1974 
geltenden Bundespersonalvertretungsgesetzes 
finden für die Zivilbeschäftigten deutschen 
Staatsbürger bei den Stationierungsstreitkräf- 
ten keine Anwendung? 


/ 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 26. Juli 1974 

Die Bundesregierung konnte mit den Regierungen der NATO- 
Mitgliedstaaten, die Streitkräfte in die Bundesrepublik Deutsch- 
land entsenden, Einvernehmen darüber erzielen, daß anstelle des 
Personal Vertretungsgesetzes vom 5. August 1955 nunmehr das 
Bundespersonalvertretungsgesetz vom 13. März 1974 im Bereich 
der Stationierungsstreitkräfte angewendet wird. Die Anwendung 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes wird — wie schon die des 
alten Personalvertretungsgesetzes — lediglich durch die in dem 
Unterzeichnungsprotokoll zu dem Zusatzabkommen zum NATO- 
Truppenstatut vereinbarten abweichenden Regelungen für die 
Betriebsvertretung der Arbeitnehmer bei den Stationierungs- 
streitkräften eingeschränkt. Diese Einschränkungen sind in dem 
den Art. 65 Abs. 9 des Zusatzabkommens betreffenden Abschnitt 
des Unterzeichnungsprotokolls enthalten. Der Abschnitt gilt in 
der Fassung des Änderungsabkommens vom 21. Oktober 1971, 
das im Januar 1974 in Kraft getreten ist (alte Fassung: BGBl. 1961 
II S. 1334; Änderungen: 1973 II S. 1024). 


4. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung nach dem Inkraft- 
treten des neuen Bundespersorialvertretungs- 
gesetzes mit den entsprechenden NATO-Part- 
nern Verhandlungen über eine Neufassung 
des Artikels 56 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut eingeleitet mit dem Ziel, 
für die Personalräte der Zivilbeschäftigten bei 
den Stationierungsstreitkräften entsprechend 
dem Grundsatz des Artikels 56 eine ähnliche 
Regelung zu erreichen, wie sie für die Zivil- 
beschäftigten bei der Bundeswehr gilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wischnewski 
vom 26. Juli 1974 

Solche Verhandlungen sind bisher nicht eingeleitet worden, da 
das nach langwierigen und schwierigen Verhandlungen erreichte 
Änderungsabkommen vom 21. Oktober 1971, das den Arbeit- 
nehmern wesentliche Verbesserungen gebracht hat, erst seit 
einem halben Jahr gilt. Nach den Gepflogenheiten der internatio- 
nalen Vertragspraxis kann die Bundesregierung nicht schon nach 
s so kurzer Zeit weitere Revisionsverhandlungen fordern. Es müs- 
sen zunächst ausreichende Erfahrungen mit dem Änderungsab- 
kommen gewonnen werden, wobei auch die Auswirkungen des 
neuen Bundespersonalvertretungsgesetzes zu berücksichtigen 
sind. 
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5. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung im Rah- 
men ihrer Schutzpflicht für die Wahrung und 
Durchsetzung der Grundrechte heimatvertrie- 
bener deutscher Staatsangehöriger — in die- 
sem Fall für die Wahrung der Rechtspositionen 
aus Artikel 14 des Grundgesetzes — , um nach 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
mit mehreren Vertreibungsstaaten die fakti- 
sche aber völkerrechtswidrige „Beseitigung 
der Verfügungsmacht" über rechtmäßig er- 
worbenes Vermögen Deutscher (vgl. Schreiben 
von Staatssekretär Haehser vom 11. Juni 1974) 
rückgängig zu machen und diesen Deutschen 
im Sinne des Völkerrechts und des grundge- 
setzlichen Schutzes wieder die Verfügungs- 
macht über ihr Eigentum zu verschaffen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 25. Juli 1974 


Die Bundesregierung ist sich ihrer Schutzpflicht gegenüber den 
Heimatvertriebenen durchaus bewußt. Rechtsansprüche deut- 
scher Staatsangehöriger aus Artikel 14 des Grundgesetzes (GG) 
gibt es gegenüber ausländischen Staaten jedoch nicht. Das 
Grundrecht des Artikels 14 GG bindet nur die Staatsorgane der 
Bundesrepublik Deutschland und k^nn auf die Konfiskation des 
deutschen Vermögens durch fremde Staaten nicht angewandt 
werden. Bereits vor Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
mit osteuropäischen Staaten konnten die Vermögensrechte der 
Heimatvertriebenen in diesen Staaten infolge der dort nach 
Kriegsende verhängten Enteignungsmaßnahmen nicht ausgeübt 
werden. Die Ostverträge haben diese Lage nicht verschlechtert. 
Auch nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Staaten, 
von denen Deutsche vertrieben worden sind, besteht für die 
Bundesrepublik Deutschland derzeit keine politische Möglichkeit 
zu bewirken, daß deren Maßnahmen rückgängig gemacht und 
den vertriebenen Deutschen die Verfügungsmacht über ihr Eigen- 
tum wieder verschafft wird. Die Bundesregierung hat jedoch nie 
einen Zweifel daran gelassen, daß sie die entschädigungslose 
Enteignung der vertriebenen Deutschen als völkerrechtswidrig 
ansieht. Unter den gegebenen Umständen muß der Gesamtkom- 
plex der zwischen Deutschland und diesen Staaten bestehenden 
Vermögensfragen der Regelung in einem Friedensvertrag Vor- 
behalten bleiben. 


6. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Gibt es irgendwelche Möglichkeiten, erfreu- 
liche Kontakte von deutschen Schülern und 
Studenten mit den gleichen Kreisen in Bul- 
garien, namentlich auf der Grundlage gemein- 
samer musikalischer Interessen, durch Zu- 
schüsse zu fördern? 


7. Abgeordneter Könnte eine solche Hilfe, insbesondere durch 
Dr. Kempfier Bezuschussung von Schülerreisen, erfolgen, 
(CDU/CSU) und welche Stelle ist hier zuständig? 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wisdtnewski 
vom 29. Juli 1974 

Die Mittel, die im Haushalt des Auswärtigen Amts für die Förde- 
rung von Gruppenstudienreisen deutscher und ausländischer Stu- 
denten bereitgestellt sind, werden dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst zur Verwaltung zugewiesen. Für die Förderung 
von Studiengruppenreisen ist Voraussetzung, daß die Reise im 
Rahmen der Ausbildung unter Führung von Hochschullehrern 
stattfindet und nach einem vorher festgelegten Fachprogramm 
abgewickelt wird. 

Gruppenreisen von Schülern können aus Mitteln des Auswärti- 
gen Amts nicht gefördert werden, da die für Reisen im Schulfonds 
vorgesehenen Beträge ihrer Zweckbestimmung nach ausschließ- 
lich zur Förderung des deutschen Schulwesens im Ausland und 
der internationalen Zusammenarbeit einzusetzen sind. 

Da es sich bei den von Ihnen erwähnten Vorhaben voraussicht- 
lich um Kontakte handelt, die in den Bereich der internationalen 
Jugendbegegnung fallen, dürften zu deren Förderung die Mittel 
in Frage kommen, die das Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit im Rahmen des Bundesjugendplans den zu- 
ständigen Ministerien der Länder zur Verfügung stellt. Die Mittel 
werden von dort an die Schulen weitergeleitet. 


8. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemel- 
dungen, wonach noch etwa 7000 Kriegsgefan- 
gene in sogenannten Schweigelagern in der 
UdSSR festgehalten werden, und welche Schrit- 
te hat die Bundesregierung auf Grund dieser 
Meldungen unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wisdinewski 
vom 23. Juli 1974 

Die Mitteilungen, auf die Sie sich beziehen, wurden bereits 
wenige Tage nach ihrem Erscheinen in der Presse wieder demen- 
tiert. Es hatte sich nämlich herausgestellt, daß sie auf Informatio- 
nen einer Person beruhten, die in der Vergangenheit wiederholt 
im In- und Ausland — vorwiegend bei Pfarrämtern — derartige 
Nachrichten lancierte, die sich dann als falsch und unhaltbar 
erwiesen. 

Das Deutsche Rote Kreuz, dem die Nachforschungen nach den im 
Kriege Vermißten obliegt, hat wiederholt — letztmals in seiner 
„Suchdienst-Zeitung“ vom Juni 1974 — vor dem unverantwort- 
lichen Treiben dieses Mannes gewarnt. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlassung, in dieser 
Angelegenheit etwas zu unternehmen. 

Ich möchte zur Sache selbst hinzufügen, daß weder der Bundes- 
regierung noch dem Deutschen Roten Kreuz Anhaltspunkte vor- 
liegen, daß in der Sowjetunion noch ehemalige Kriegsgefangene 
zurückgehalten werden, deren Namen nicht bekannt sind und die 
mit der Außenwelt nicht in Verbindung stehen dürfen. Das 
Deutsche Rote Kreuz hat in den vergangenen Jahren alle ihm 
zugegangenen Hinweise mit größter Sorgfalt geprüft. Sie haben 
zu keinem Ergebnis geführt, das eine andere Beurteilung zu- 
lassen würde. 


5 




Drucksache 7/2465 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Die Bundesregierung verurteilt aufs schärfste die Verbreitung 
von unfundierten, falschen Meldungen, die geeignet sind, bei An- 
gehörigen von Vermißten, deren Schicksal trotz intensiver Be- 
mühungen des Deutschen Roten Kreuzes nicht geklärt werden 
konnte, Hoffnungen zu wecken, an deren Ende nur tiefe Ent- 
täuschung, Zweifel und neu geweckte Ungewißheit stehen 
müssen. 


9. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung über die von Sonder- 
minister Bahr und Außenminister Gromyko er- 
örterte Formel (vgl. Frankfurter Rundschau 
vom 10. April 1974), mit der die uneinge- 
schränkte, partnerschaftliche Einbeziehung der 
Berliner Bundesämter, Bundesanstalten und 
vom Bund geförderten (z. B. finanzierten oder 
mitfinanzierten) Berliner Institute und Organi- 
sationen in die wissenschaftlich-technische Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der UdSSR sichergestellt wer- 
den soll, bereits eine Entscheidung getroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 5. August 1974 

Wie die Bundesregierung dem Auswärtigen Ausschuß des Deut- 
schen Bundestages seinerzeit mitgeteilt hat, ist der Text eirier 
Protokollnotiz zum Entwurf eines Regierungsabkommens mit der 
Sowjetunion über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
von uns ad referendum angenommen worden; die sowjetische 
Seite hat in der Zwischenzeit mitgeteilt, daß sie ihrerseits die 
Protokollnotiz verbindlich akzeptiere. 

Die Bundesregierung hat die Prüfung des Textes bisher nicht 
abgeschlossen und daher noch keine Entscheidung getroffen. 


10. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Falls ja, worauf beruht die Gewissheit der 
Bundesregierung, daß diese Formel die aktive 
Mitwirkung auch der vorgenannten Berliner 
Ämter, Anstalten, Institute und Organisatio- 
nen — angesichts der bekannten sowjetischen 
Position in Berlin-Fragen während der letzten 
Monate — auch tatsächlich sichert, und teilt 
sie die Auffassung, daß im Hinblick auf die 
Bedeutung dieser Institutionen für die wissen- 
schaftlich-technische Kapazität Berlins deren 
fehlende oder ungenügende Einbeziehung — 
ganz, abgesehen von den politisch-rechtlichen 
Folgen allgemeiner Art — das deutsch-sowje- 
tische Abkommen für Berlin in hohem Maße 
entwertet würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 5. August 1974 

Da eine Entscheidung der Bundesregierung nicht getroffen ist, 
erübrigt sich eine Stellungnahme zu Ihrer Frage. 
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11. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie ist die im deutsch-jugoslawischen Kom- 
munique vom 27. Juni 1974 getroffene Fest- 
stellung zu verstehen, Bundeskanzler Schmidt 
habe die Übereinstimmung der Bundesregie- 
rung mit der Zielsetzung des jugoslawischen 
Staatspräsidenten Tito „über ein zukünftiges 
Europa ohne Teilung in Blöcke und ohne 
künstliche Barrieren, in dem die Beziehungen 
auf der Grundlage der Respektierung der Un- 
abhängigkeit und Integrität und einer umfas- 
senden Entwicklung gleichberechtigter Zusam- 
menarbeit zwischen allen Ländern entwickelt 
würden" erklärt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 6. August 1974 

Die Feststellung besagt, daß die Bundesregierung mit den von 
Präsident Tito dargelegten Zielsetzungen der jugoslawischen 
Politik übereinstimmt, nämlich der Regelung der Beziehungen der 
europäischen Staaten „auf der Grundlage der Respektierung der 
Unabhängigkeit und Integrität und einer umfassenden Entwick- 
lung gleichberechtigter Zusammenarbeit zwischen allen Ländern". 

In diesem Zusammenhang hat Bundeskanzler Schmidt die Not- 
wendigkeit der Aufrechterhaltung der Atlantischen Allianz zu- 
gleich in Übereinstimmung mit der Erklärung* über die atlanti- 
schen Beziehungen präzisiert, die auf der NATO-Ministerrats- 
tagung am 18./ 1 9. Juni 1974 in Ottawa verabschiedet worden ist. 
Diese Auffassung wird von jugoslawischer Seite respektiert. 

In dem gemeinsamen deutsch-jugosla wischen Kommunique ist 
auch die Entwicklung der Beziehungen zwischen Jugoslawien und 
der Europäischen Gemeinschaft als Zielsetzung angesprochen. 
Damit ist klargestellt, daß sich der von Ihnen zitierte Passus des 
Kommuniques auch nicht gegen die Europäische Gemeinschaft 
richtet. 


12. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Partnerschaft 
Mursdi zwischen Gemeinden der Bundesrepublik 

(Soltau-Harburg) Deutschland und Gemeinden anderer Staaten 
(CDU/CSU) aus menschlichen und politischen Gründen für 

wünschenswert und förderungswürdig? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 1. August 1974 

Die Zahl der Kommunen mit städtepartnerschaftlichen Bindungen 
übersteigt inzwischen ein Tausend. Allein mit Frankreich be- 
stehen über 600, mit England etwa 150 Partnerschaften. Die Bun- 
desregierung begrüßt die beachtliche Aktivität der deutschen 
Städte und Gemeinden bei der Pflege freundschaftlicher Bezie- 
hungen mit ausländischen Partnern. Sie sieht darin einen wert- 
vollen Beitrag zur Völkerverständigung. 


13. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, solche Begegnungen zwischen Menschen 
verschiedener Völker finanziell zu fördern, 
bzw. welche Förderungsmaßnahmen bestehen 
hier bereits, und zwar sowohl für die Partner- 
schaften zwischen Gemeinden wie auch zwi- 
schen Organisationen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 1. August 1974 

Es besteht jedoch grundsätzlich keine Möglichkeit, Städtepartner- 
schaften durch das Auswärtige Amt finanziell zu fördern. Auch 
der Deutsche Bundestag hat sich bisher auf den Standpunkt ge- 
stellt, daß die Finanzierung von Städtepartnerschaften Aufgabe 
der Kommunen ist. 

Allerdings werden seit 1973 unter ganz bestimmten Vorausset- 
zungen kulturelle Vorhaben im kommunalen Bereich aus Mitteln 
des Kulturfonds des Auswärtigen Amts gefördert, über Anträge 
entscheidet jeweils im Herbst für das folgende Jahr ein Ver- 
gabeausschuß aus Vertretern der kommunalen Spitzenverbände, 
dem auch ein Vertreter des Auswärtigen Amts angehört. Diese 
Maßnahme im Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik hat subsi- 
diären Charakter. Die zur Verfügung stehenden Mittel sind be- 
grenzt. 


14. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 5. August 1974 

Die Deutsche Botschaft in Santiago hat sich auf Weisung des 
Auswärtigen Amts bei der chilenischen Regierung für die Frei- 
gabe des beschlagnahmten Filmmaterials eingesetzt. Das Mate- 
rial wurde der Botschaft am 24. Juli 1974 von der chilenischen 
Regierung übergeben und befindet sich wieder im Besitz des 
Westdeutschen Rundfunks. 


Hat die Bundesregierung Schritte unternom- 
men, um beschlagnahmtes Filmmaterial eines 
Fernsehteams des Westdeutschen Rundfunks 
in Chile freizubekommen und (gegebenenfalls) 
mit welchem Ergebnis? 


15. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung nicht recht- 
zeitig vor der Invasion auf Zypern Maßnah- 
men zur Evakuierung deutscher Touristen aus 
den betroffenen Territorien aktiv eingeleitet, 
obwohl ihr der Zeitpunkt der türkischen Maß- 
nahmen mindestens 20 Stunden vorher be- 
kannt gewesen sein muß, wenn die diplomati- 
schen Vertretungen wachsam arbeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 7. August 1974 

Die Invasion auf Zypern erfolgte am 20. Juli 1974. Das Auswär- 
tige Amt hat in Zusammenarbeit mit anderen Ressorts seit dem 
15. Juli 1974 alle vorsorglichen Maßnahmen zur Evakuierung 
deutscher Staatsangehöriger eingeleitet und die Touristik-Unter- 
nehmen am 18. Juli 1974 gebeten, ihre Touristen so schnell wie 
möglich auszufliegen. Am 19. Juli 1974 konnte die Deutsche 
Botschaft in Nikosia bereits berichten, daß die ausreisewilligen 
deutschen Touristen. — soweit erreichbar — Zypern auf dem 
Luftwege verlassen hatten (ca. 1600 Personen). Etwa 150 Einzel- 
reisende wurden durch Vermittlung unserer Botschaft in Nikosia 
auf ihren Wunsch später mit britischen Militärflugzeugen und 
einem deutschen Frachtschiff evakuiert. 


8 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


Entsprechende Maßnahmen waren auch für das übrige Span- 
nungsgebiet vorgesehen. Die politische Entwicklung hat ihre 
Anwendung überflüssig gemacht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Sind der Bundesregierung Grundwasserab- 
senkungen im Riedbereich bekannt, und sieht 
sie Möglichkeiten, den Grundwasserspiegel 
wieder so zu heben, daß künftig Nachteile 
für die Landschaft vermieden werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 22. Juli 1974 

Die Grundwasserabsenkungen im hessischen Ried sind der Bum 
desregierung bekannt. Sie sind auf die Grundwasserentnahme 
für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung der Bevölke- 
rung im Rhein-Main-Raum, auf die Wasserversorgung der Indu- 
strie und die Wassergewinnung für die Beregnung landwirt- 
schaftlicher Flächen sowie auf das Niederschlagsdefizit in den 
Jahren 1971 bis 1973 und der dadurch eingeschränkten Grund- 
wassererneuerung zurückzuführen. 

Ehe man die günstigen hydrogeologischen Verhältnisse im Ried 
und das dort in großer Menge gewinnbar anstehende qualitativ 
gute Grundwasser für die Wasserversorgung erschloß, sind die 
Grundwasserbewegungen langjährig beobachtet worden. Seit 
Jahrzehnten ist in diesem Gebiet ein dichtes Netz von Grund- 
wasserbeobachtungsbrunnen vorhanden. Dies wurde Ende der 
60er bzw. Anfang der 70er Jahre durch zahlreiche Lysimeteran- 
lagen ergänzt und seither wurde auch die Grundwassererneue- 
rung laufend gemessen und studiert. Die aus den Messungen 
und Beobachtungen gewonnenen Erkenntnisse sind für die Be- 
wirtschaftung des Wasserdargebotes im Ried gewertet und bei 
der Erteilung der wasserrechtlichen Genehmigungen genutzt 
worden. Alle Unternehmen, die im Ried Wasser gewinnen, sind 
den zuständigen Wasserbehörden bekannt, sie besitzen die er- 
forderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen und halten nach 
Auskunft der Landesregierung die Mengenbeschränkungen ein. 

In den Jahren 1965 bis 1968 und 1970 sind überreichliche Nieder- 
schläge gefallen, gemessen am langjährigen Mittel. Auf das rela- 
tive Trockenjahr 1969 (8‘4°/o vom Mittelwert) folgte 1970 mit 
135% der Niederschlagsmenge des Flächenmittels im Winter- 
halbjahr und 103%) im Sommerhalbjahr. Das Mengendefizit von 
1969 wurde dadurch 1970 wieder ausgeglichen; die Grundwasser- 
erneuerung wird insbesondere durch die Niederschläge im Win- 
terhalbjahr bewirkt (in dieser Zeit ist die Pflanzenverdunstung 
am geringsten). Für eine langfristige Klimaänderung gibt es 
keine Anhaltspunkte. 


Berücksichtigt man, daß im Ried im Naßjahr 1968 trotz der aus- 
geübten Grundwasserentnahme höhere Grundwasserstände re- 
gistriert worden sind als ypr der Aufnahme der Wasserförde- 
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rung, dann wird die Abhängigkeit der mengenmäßigen Grund- 
wasservorräte und der Grundwasserbestände von den Nieder- 
schlägen deutlich. Eine Tatsache, die sich nicht nur auf das Ried 
beschränkt. 

Trocken- und Naßjahre hat es in der Vergangenheit in wechseln- 
den Intervallen häufiger gegeben. Dennoch haben die für das 
Ried zuständigen Behörden eingehende Untersuchungen einge- 
leitet, um eine Uberbeanspruchung der dortigen Grundwasser- 
verhältnisse langfristig zu verhindern. In einem großräumigen 
Grundwassermodell sollen die Entnahme der Wasserwerke, der 
Industriebetriebe sowie zur landwirtschaftlichen Beregnung 
einerseits dem Niederschlag der Versickerung, der Verdunstung 
und der Infiltration andererseits gegenübergestellt werden. Auf 
dieser Basis werden unter Berücksichtigung 

— der Grundwasserstände für die landwirtschaftliche Vegetation, 

— der Einflüsse des Grundwassers auf die Forstwirtschaft, 

— der Einflüsse auf die Beregnungsbrunnen sowie 

— der Einflüsse auf die Feuchtlandbiotope und Wasserflächen. 

Variantenvorschläge für Beregnung und Infiltration erarbeitet. 
Dazu wurde beim Regierungspräsidenten in Darmstadt eine Ar- 
beitsgruppe eingerichtet, die die Arbeiten am Rechenmodell be- 
ratend und koordinierend begleiten soll. Sie soll sicherstellen, 
daß sämtliche Belange der tangierten Bereiche in diesem groß- 
räumigen Rechenmodell zur „Bewirtschaftung des Grundwassers 
im Ried" berücksichtigt werden. 

Mit den vorgenannten Maßnahmen dürfte an Vorsorge getan 
sein, was — auch langfristig — für die Beherrschung der Grund- 
wasserabsenkungen sowohl mit dem Blick auf die Sicherstellung 
der Grundwasserversorgung als auch auf die Erhaltung der 
Wachstumsbedingungen in der Landschaft des Rieds in der 
gegenwärtigen Situation zu tun angezeigt ist. 


17. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung im letzten Jahr 
insbesondere seit den Ankündigungen von 
November 1973 unternommen, um das atom- 
rechtliche Genehmigungsverfahren zu verein- 
fachen und zu beschleunigen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 30. Juli 1974 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß kerntechnische 
Einrichtungen wegen ihres Gefahrenpotentials mit ganz beson- 
derer Sorgfalt errichtet und betrieben werden müssen. Genehmi- 
gungen für solche Einrichtungen setzen in hohem Maße detail- 
lierte Prüfungen und Kontrollen seitens der für den Schutz der 
Bevölkerung verantwortlichen Behörden voraus. 

Die Dauer des atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens wird 
deshalb vom notwendigen Zeitaufwand für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen bestimmt. Maßnahmen für eine 
aus energiewirtschaftlicher Sicht wünschenswerte Beschleunigung 
der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren können folglich erst 
an einer Schwelle einsetzen, ab der Sicherheit und Strahlenschutz 
gewährleistet sind; d. h., der erreichte Sicherheitsstandard darf 
keinesfalls beeinträchtigt werden. 
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Die Bundesregierung hat unter Beachtung dieser wesentlichen 
Voraussetzung seit längerer Zeit schon Überlegungen angestellt, 
wie die Genehmigungsverfahren für kerntechnische Einrichtungen 
noch verbessert und beschleunigt werden können. Hinsichtlich 
der im einzelnen vorgesehenen Maßnahmen verweist die Bundes- 
regierung auf ihre Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Klein und Genossen und der Fraktionen der SPD, FDP 
vom 2. Mai 1974 (Drucksache 7/2061). 

Sämtliche darin beschriebenen Aktivitäten der Bundesregierung 
sind in Angriff genommen. Als konkrete Ergebnisse liegen be- 
reits vor: 


— Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke 

— Leitlinien der Reaktor-Sicherheitskommission für Druckwas- 
serreaktoren 

— Gesetzesentwurf zu den Pariser und Brüsseler Atomhaf- 
tungs-übereinkommen (Drucksache 7/2182) 

— Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Atomge- 
gesetzes (Drucksache 7/2183) 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die in ihrem Bereich 
möglichen Maßnahmen zur Vereinfachung und Beschleunigung 
der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren nur mittelfristig 
wirksam werden können und unterstützt und ergänzt werden 
müssen durch die in der oben zitierten Antwort der Bundesre- 
gierung ebenfalls angesprochenen Maßnahmen auf Seiten der 
Hersteller und Betreiber kerntechnischer Einrichtungen sowie der 
Genehmigungsbehörden der Länder und deren technischer Sach- 
verständigen. 

Die Bundesregierung ist sich allerdings der Engpässe auf dem 
Personalsektor bewußt und macht nochmals besonders darauf 
aufmerksam: 

Die stark zunehmende Nutzung der Kernenergie bedingt eine 
Vielzahl gleichzeitig abzuwickelnder Projekte; die rasche Ent- 
wicklung von Wissenschaft und Technik erzeugt neuartige Fra- 
gen und Probleme; die Erstellung von Konzepten und von stan- 
dardisierten Projekten und Verfahren erfordert erheblichen 
Arbeitsaufwand, der nicht unmittelbar zur Verkürzung der Ver- 
fahren führt. Um deshalb ein wachsendes Aufgabenvolumen bei 
gleichbleibend hohem Sicherheitsstandard beschleunigt abwickeln 
zu können, muß bei der Industrie, den Behörden und den techni- 
schen Sachverständigen rechtzeitig qualifiziertes Personal in aus- 
reichender Zahl eingesetzt werden. Der Erfolg von Maßnahmen 
zur Beschleunigung der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren 
wird deshalb nach Ansicht der Bundesregierung insbesondere 
auch davon abhängen, in welchem Maß die Länder ihre jeweili- 
gen Genehmigungsbehörden personell ausstatten. 

Die Bundesregierung erinnert in diesem Zusammenhang an die 
Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der 
Länder vom 30. November 1973 zum gleichen Thema und bekräf- 
tigt nochmals ihre Bitte an die Länder, die damals als vordringlich 
bezeichneten Maßnahmen zur Beschleunigung der Genehmigungs- 
verfahren für Energieversorgungsanlagen mit Nachdruck zu ver- 
folgen. 
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18. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit der vom 
Pressesprecher des Frankfurter Ortsvereins 
Bornheimer Hang verbreiteten und in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 1. Juli 
1974 wiedergegebenen Meinung von Bundes- 
minister Matthöfer über die „faschistoide 
Grundhaltung eines überwiegenden Teils der 
Bevölkerung der Bundesrepublik 1 ' überein, 
und wie läßt sich diese Aussage mit der An- 
sprache des Bundeskanzlers zum Jahrestag 
des Inkrafttretens des Grundgesetzes in Ein- 
klang bringen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 26. Juli 1974 

Der Frankfurter Ortsausgabe der FAZ vom 2. Juli 1974 entnehme 
ich, daß Herr Minister Matthöfer in Abrede gestellt hat, die ihm 
in Pressemitteilungen vom 1. Juli 1974 in den Mund gelegte 
Äußerung über die „faschistoide Grundhaltung eines überwie- 
genden Teils der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland" 
getan zu haben. Ich habe keine Veranlassung, an der Richtigkeit 
dieses Dementis zu zweifeln. Eine Stellungnahme der Bundes- 
regierung erübrigt sich damit. 


19. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


Wie groß schätzt die Bundesregierung den 
Schaden für die Bundesrepublik Deutschland 
ein, den das Agentenehepaar Alois und Ursula 
Bulla durch jahrelanges Sammeln und Wei- 
terleiten von Staats- und Parteigeheimnissen 
aus Bundesministerien und Parteivorstand der 
SPD angerichtet hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 31. Juli 1974 

Der durch Geheimnisverrat entstandene Schaden läßt sich in aller 
Regel nicht konkret ausdrücken, zumal wenn es sich dabei um 
Preisgabe politischer oder militärischer Informationen handelt 
und bei der Bemessung des Schadensausmaßes auch andere 
Quellen des Auftraggebers berücksichtigt werden müßten. Im 
Fall des Ehepaares Bulla kann die Bundesregierung auch deshalb 
keine Angaben über das Ausmaß des eingetretenen Schadens 
machen, weil die Agententätigkeit bereits vor über 15 Jahren 
endete, und der für die Beurteilung der weitergegebenen Infor- 
mationen in erster Linie in Frage kommende Zeuge, das ehe- 
maige Mitglied des Bundestages Mellies, verstorben ist, und 
zwar bevor das Ehepaar Bulla entlarvt werden konnte. 


20. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


Warum ist gegen das Agentenehepaar Bulla 
im vergangenen Jahr keine Anklage erhoben 
worden, obwohl ein Geständnis vorlag, be- 
stand etwa mit der polnischen Regierung oder 
einer anderen Regierung des Warschauer 
Pakts eine Übereinkunft, das Agentenpaar 
straffrei ausgehen zu lassen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 31. Juli 1974 

Bei Abschluß der im Jahre 1970 neu aufgenommenen Ermitt- 
lungen im Jahre 1973 stand zwar die Agententätigkeit des Ehe- 
paares Bulla nicht zule'tzt auf Grund eigener Geständnisse fest, 
gleichzeitig ergab sich jedoch, daß die in diesem Zusammenhang 
begangenen strafbaren Handlungen bereits 1958 beendet worden 
sind. Dementsprechend hat der Generalbundesanwalt festgestellt, 
daß die Strafverfolgung bereits verjährt war, als das Bundesamt 
für Verfassungsschutz 1970 auf Grund neuer Hinweise die Er- 
mittlungen wieder aufnahm. Die Einleitung eines Strafverfahrens 
war daher nicht veranlaßt. 

Eine Übereinkunft mit der polnischen Regierung oder einer ande- 
ren Regierung des Warschauer Paktes, das Agentenehepaar 
Bulla straffrei ausgehen zu lassen, besteht nicht. 


21. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß der Linksextremist, dessen 
Vertragsverhältnis mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung wegen seiner revolutionä- 
ren Tätigkeit nach Auskunft des Bundesmini- 
sters des Innern vom 25. April 1974 gelöst 
worden war, dafür nun eine „Abfindung" von 
mehreren tausend DM von der Bundesregie- 
rung erhält? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 30. Juli 1974 

Wie ich bereits in meiner Antwort vom 25. April 1974 auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs mitgeteilt habe, 
hatte ich das bis zum 31. Dezember 1974 befristete Vertragsver- 
hältnis mit einem freien Mitarbeiter der Bundeszentrale für 
politische Bildung vorzeitig gelöst, nachdem frühere Aktivitäten 
im Rahmen des Unikollektivs der Roten Zellen und eine rechts- 
kräftige Verurteilung in einem Strafverfahren bekanntgeworden 
waren. 

Gegen die vorzeitige Lösung des Vertragsverhältnisses hatte 
der freie Mitarbeiter beim Arbeitsgericht Klage erhoben. 

Das Gericht hat nach Erörterung der Sach- und Rechtslage im 
Hinblick auf den bis Jahresende befristeten Vertrag einen Ver- 
gleichsvorschlag unterbreitet, wonach ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht unter besonderer Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Klägers 4000 DM gezahlt werden sollten. 
Dies entsprach etwa der Hälfte der Vertragsvergütung, die nach 
der Kündigung bis Ende dieses Jahres fällig geworden wären. 

Ich habe den gerichtlichen Vergleichsvorschlag angenommen. 


22. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die bereits über mehrere 
Jahre laufenden Verträge der zwei weiteren 
noch in der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung beschäftigten Linksextremisten nicht et- 
wa vorzeitig beendet wurden, wie es vom 
Bundesminister des Innern am 25. April 1974 
in Aussicht gestellt worden war, sondern für 
ein weiteres Jahr verlängert worden sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 30. Juli 1974 

In der Antwort des Bundesministers des Innern vom 25. April 
1974 ist nicht die vorzeitige Beendigung der Vertragsverhältnisse 
von zwei weiteren freien Mitarbeitern der Bundeszentrale für 
politische Bildung in Aussicht gestellt, sondern lediglich zugesagt 
worden, eine vorzeitige Beendigung der befristeten Verträge zu 
prüfen. Nach beendeter Prüfung konnten hinreichende Gründe 
für eine vorzeitige Lösung der Vertragsverhältnisse nicht fest- 
gestellt werden. 

Einer dieser Verträge ist inzwischen ausgelaufen. 

Der andere Vertrag wird zum Jahresende auslaufen. 


23. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
minister Matthöfer auf einer Veranstaltung in 
Frankfurt (Main) „den überwiegenden Teil der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland 
einer faschistoiden Grundhaltung bezichtigt"? 


24. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
die Verunglimpfung der Bevölkerung durch 
Bundesminister Matthöfer, und welche Konse- 
quenzen zieht die Bundesregierung aus diesem 
Vorfall? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 1. August 1974 

Der Frankfurter Ortsausgabe der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung vom 2. Juli 1974 entnehme ich, daß Herr Minister Matthöfer 
in Abrede gestellt hat, die ihm in Pressemitteilungen vom 1. Juli 
1974 in den Mund gelegten Äußerungen über die „faschistoide 
Grundhaltung eines überwiegenden Teils der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland" getan zu haben. Ich habe keine 
Veranlassung, an der Richtigkeit dieses Dementis zu zweifeln. 
Eine Antwort auf Ihre zweite Frage erübrigt sich damit. 


25. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe — außer haushaltspoliti- 
schen — hat die Bundesregierung, dem unga- 
rischen Gymnasium in Kastl die Zuschüsse 
wesentlich zu kürzen, obwohl diese Schule 
ihren Schülern erfolgreich demokratisches Be- 
wußtsein vermittelt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 1. August 1974 

Für den Schulträger des Privaten Ungarischen Gymnasiums 
Kastl/Oberpfalz ist für das Haushaltsjahr 1974 eine dem Betrag 
von 1973 entsprechende Bundeszuwendung vorgesehen. Von 
einer Kürzung kann daher nicht gesprochen werden. Gleichwohl 
verbleibt ein finanzieller Engpaß bei den Einnahmen des Schul- 
trägers, da das Land Bayern — im Gegensatz zum Bund — seit 
einigen Jahren seinen Zuwendungsbetrag nicht mehr erhöht hat. 
Ich wäre Ihnen deshalb außerordentlich dankbar, wenn Sie sich 
dafür einsetzen würden, daß die Zuwendungen des Landes 
Bayern angemessen erhöht werden. 
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26. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Welche Genehmigungen müssen nach den gel- 
tenden Bestimmungen von welchen Behörden 
auf Grund welcher Prüfungsverfahren vor dem 
Bau eines Kernreaktors erteilt werden — und 
wie ist der derzeitige Stand für das geplante 
Kernkraftwerk Grafenrheinfeld? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 2. August 1974 


Wer einen Kernreaktor errichtet, betreibt oder sonst innehat oder 
die Anlage oder ihren Betrieb wesentlich verändert, bedarf der 
Genehmigung gern. § 7 Abs. 1 des Atomgesetzes (AtG). Vor der 
Erteilung dieser Genehmigung ist durch die gemäß § 24 AtG von 
den Landesregierungen bestimmten obersten Landesbehörden zu 
prüfen, ob die in § 7 Abs. 2 AtG genannten Genehmigungsvor- 
aussetzungen erfüllt sind, insbesondere, ob keine strahlenschutz- 
spezifischen und reaktorsicherheitstechnischen Bedenken gegen 
die Errichtung der Anlage bestehen. 

Die derzeit von den Landesregierungen für die Genehmigung 
gern. § 7 AtG bestimmten Landesbehörden sind in nachfolgender 
Übersicht aufgeführt. 

Darüber hinaus schließt gern. § 8 a Abs. 1 a AtG die atomrecht- 
liche Genehmigung nach § 7 AtG eine nach § 4 Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz für dieselbe Anlage erforderliche Genehmi- 
gung nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz ein. Die atom- 
rechtliche Genehmigungsbehörde hat insoweit ihre Entscheidung 
im Einvernehmen mit der für den Immissionsschutz zuständigen 
Landesbehörde nach Maßgabe der Vorschriften des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes und der dazu erlassenen Rechtsver- 
ordnungen zu treffen. 

Daneben sind gern. § 7 Abs. 3 AtG alle in ihren Zuständigkeiten 
berührten Behörden des Bundes, des Landes, der Gemeinden 
und sonstigen Gebietskörperschaften im atomrechtlichen Geneh- 
migungsverfahren zu beteiligen. Dies sind in der Regel die nach 
jeweiligem Landesrecht für baurechtliche, wasserrechtliche, natur- 
schutzrechtliche und, soweit Kernreaktoren an Bundeswasser- 
straßen errichtet werden, ström- und schiffahrtspolizeiliche Ge- 
nehmigungen zuständigen Behörden. 

Inwieweit darüber hinaus die Errichtung einer Reaktorenanlage 
oder einzelner hiermit verbundener Teile, z. B. Erschließungs- 
anlagen oder Kamine weiterer Genehmigungen und Prüfungen, 
z. B. auf Grund von gewerbe-, Straßen-, wege- und luftverkehrs- 
rechtlichen, raum- oder landesplanerischen Vorschriften bedürfen, 
kann nur im jeweiligen Einzelfall entschieden werden. 

Eine Liste der im Genehmigungsverfahren für das Kernkraftwerk 
Grafenrheinfeld beteiligten Behörden folgt als Anlage zwei. 

Für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld hat das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen am 
21. Juni 1974 einen ersten Teilgenehmigungsbescheid für die 
Errichtung eines Kernkraftwerkes mit Druckwassereaktor von 
1225 Megawatt elektrischer Leistung erteilt. 
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Anlage 1 


Land 


Zuständigkeiten für Atomanlagen 

Genehmigungsbehörden für Atomanlagen 
(§ 7 AtG) 


Baden- Wirtschaftsministerium im Einvernehmen mit 

Württemberg Arbeits- und Sozialministerium 
und Innenministerium 

Bayern Staatsministerium für Landesentwicklung und 

Umweltfragen im Einvernehmen mit Staats- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, bei 
Energieanlagen außerdem mit Staatsministe- 
rium für Wirtschaft und Verkehr 


Berlin 

Bremen 


Hamburg 

Hessen 


Senator für Wirtschaft 

Senator für Wirtschaft und Außenhandel im 
Einvernehmen mit Senator für Arbeit 

Arbeits- und Sozialbehörde 

Minister für Wirtschaft und Technik im Ein- 
vernehmen mit Minister für Arbeit, Volks- 
wohlfahrt und Gesundheitswesen und Minister 
des Innern 


Niedersachsen Minister für Wirtschaft und Verkehr und 
Sozialminister gemeinsam 


Nordrhein- Arbeits- und Sozialminister und Minister für 

Westfalen Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr 

gemeinsam 

Rheinland-Pfalz Ministerium für Wirtschaft und Verkehr im 
Einvernehmen mit Sozialministerium 


Saarland Minister für Wirtschaft, Verkehr und Landwirt- 

schaft im Einvernehmen mit Minister für Ar- 
beit, Sozialordnung und Gesundheitswesen 

Schleswig- Minister für Arbeit, Soziales und Vertriebene 

Holstein und Minister für Wirtschaft und Verkehr 

gemeinsam 


Anlage 2 

Liste 

der im Genehmigungsverfahren Kernkraftwerk Grafenrheinfeld 
beteiligten Behörden 

Die Bundesminister für Forschung und Technologie, für Wirt- 
schaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Verkehr, der Verteidi- 
gung, für Jugend, Familie und Gesundheit, für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, die Bayerischen Staatsministerien des 
Innern sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die 
Wehrbereichsverwaltung VI, der Deutsche Wetterdienst (Zen- 
tralamt Offenbach und Wetteramt Nürnberg), die Bundesbahn- 
direktion Nürnberg, die Oberpostdirektion Nürnberg, die Bundes- 
anstalt für Gewässerkunde, die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Würzburg, die Regierung von Unterfranken, der Regionale Pla- 
nungsverband Main-Rhön, der Landkreis Schweinfurt, die Stadt 
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Schweinfurt, das Landratsamt Schweinfurt, die Gemeinde Grafen- 
rheinfeld, die Gemeinde Schwebheim, die Gemeinde Röthlein, 
die Gemeinde Heidenfeld, die Gemeinde Hirschfeld, die Ge- 
meinde Hergolshausen, die Gemeinde Werneck, die Gemeinde 
Bergrheinfeld, das Bischöfliche Ordinariat Würzburg, das Evan- 
gelisch-Lutherische Dekanat Schweinfurt, das Wasserwirtschafts- 
amt Schweinfurt, das Straßenbauamt Schweinfurt, das Staatliche 
Gesundheitsamt Schweinfurt, das Amt für Landwirtschaft 
Schweinfurt, das Gewerbeaufsichtsamt Würzburg, die Bayerische 
Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau, das Bayerische 
Landesinstitut für Arbeitsmedizin, das Bayerische Geologische 
Landesamt, die Bayerische Biologische Versuchsanstalt, das Baye- 
rische Landesamt für Verfassungsschutz, das Bayerische Landes- 
amt für Brand- und Katastrophenschutz, die Bayerische Landes- 
anstalt für Fischerei, das Bayerische Landesamt für Wasserwirt- 
schaft und das Bayerische Landesamt für Umweltschutz. 


27. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Welche Organisationen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschließlich Berlins (West) 
haben an dem von Kommunisten geleiteten 
gesamteuropäischen Solidaritätskongreß für 
Chile am 6./7. Juli 1974 in Paris teilgenomen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 8. August 1974 


Am „Gesamteuropäischen Solidaritätskongreß für Chile" am 
6./7. Juli 1974 in Paris haben Delegationen der Deutschen Kom- 
munistischen Partei (DKP) unter Führung des stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden Gautier und des Verbandes Deutscher Stu- 
dentenschaften teilgenommen. 

Erkenntnisse über die Teilnahme weiterer Organisationen oder 
Gruppen aus der Bundesrepublik Deutschland liegen mir nicht 
vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


28. Abgeordneter Unter Bezugnahme auf den im Wirtschafts- 
van Delden teil der Zeitung „Die Welt" vom 3. Juli 1974 

(CDU/CSU) unter der Überschrift „Publizitätsscheue Ree- 

der" erschienenen Artikel frage ich die Bun- 
desregierung, ob sie es nicht für zweckmäßig 
hält, im Benehmen mit den Bundesländern 
Vorschriften zu erlassen, wonach Unternehmen 
unbeschadet ihrer Größe zur Publizität im 
Sinne des Publizitätsgesetzes verpflichtet wer- 
den, sofern sie direkt oder indirekt Subven- 
tionen zu Lasten des Steuerzahlers erhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juli 1974 


Die Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, daß eine 
Ausdehnung der Publizität der Rechnungslegung von Unter- 
nehmen zweckmäßig ist. Sie hat deshalb den gesetzgebenden 
Organen den Entwurf eines Gesetzes über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung vorgelegt, der in § 151 vorsieht, die Offen- 
legungspflicht des Jahresabschlusses auf Gesellschaften auszu- 
dehnen, für die nach der Richtlinie des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts auf 
dem Gebiet der Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften eine 
Verpflichtung zur Einführung einer Offenlegungspflicht besteht. 
Außerdem wird sich die beim Bundesministerium der Justiz ge- 
bildete Unternehmensrechtskommission auch mit Fragen der 
Publizität von Unternehmen befassen. 

Zur Publizität sind bisher Unternehmen verpflichtet, die in be- 
stimmten Rechtsformen betrieben werden, die bestimmten Bran- 
chen angehören oder die hiervon unabhängig eine bestimmte 
Größe haben. Der Umstand, daß ein Unternehmen unter bestimm- 
ten Voraussetzungen Subventionen erhält, ist meiner Auffassung 
nach nicht geeignet, eine handelsrechtliche Verpflichtung zur 
Publizität der Rechnungslegung unabhängig von der Rechtsform, 
der Branche oder der Größe zu begründen, weil die Gewährung 
von Subventionen als Anknüpfungspunkt für eine handelsrecht- 
liche Publizität nicht sachgerecht wäre. Daß die Interessen der 
Allgemeinheit und insbesondere des Steuerzahlers bei der Ge- 
währung von Subventionen an nicht publizitätspflichtigen Unter- 
nehmen gewährt werden, kann auf andere Weise gewährleistet 
werden. So wird z. B. bei der Subventionierung der deutschen 
Seeschiffahrt die Gewährung von Neubauhilfen für Handels- 
schiffe davon abhängig gemacht, daß die Reederei sich verpflich- 
tet, während einer bestimmten Dauer nicht ohne Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr über das geförderte Schiff zu ver- 
fügen und während dieser Zeit ihre Jahresabschlüsse vorzu- 
legen. 

Im übrigen hat mein Haus den Referentenentwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität erarbeitet, 
der spezielle Vorkehrungen gegen den Subventionsschwindel 
enthält. 

Es ist daher nicht beabsichtigt, Vorschriften zu erlassen, wonach 
Unternehmen unbeschadet ihrer Größe zur Publizität im Sinne 
des Publizitätsgesetzes allein deshalb verpflichtet sind, weil sie 
direkt oder indirekt Subventionen zu Lasten des Steuerzahlers 
erhalten. 


29. Abgeordnete 

Frau Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung noch nicht den Entwurf eines Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Straf- 
sachen vorgelegt, mit dessen Erarbeitung sie 
schon seit Jahren befaßt ist und dessen Vor- 
lage sie nach früheren Antworten in der 
Fragestunde bzw. gegenüber dem Petitions- 
ausschuß zunächst für das Jahr 1973, später 
für Frühjahr 1974 in Aussicht gestellt hatte, 
während nach letzten Auskünften damit erst 
für das Frühjahr 1975 gerechnet werden kann? 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


30. Abgeordnete 
Frau Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung angesichts der schwerwiegenden Pro- 
bleme, die sich aus der Verurteilung von 
deutschen Staatsangehörigen in Ländern er- 
geben, die eine andere Strafrechtspflege und 
Strafvollzugspraxis haben, die erforderlichen 
Rechtsgrundlagen für die Vollstreckung der 
von ausländischen Gerichten angesprochenen 
Freiheitsstrafen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschleunigt zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juli 1974 

Mit Schreiben vom 13. März 1974 hatte Ihnen mein Amtsvorgän- 
ger, Herr Dr. Bayerl, mitgeteilt, daß sich der in seinem früheren 
Schreiben vom 10. Juli 1973 genannte Zeitpunkt Frühjahr 1974 für 
die Vorlage des Gesetzentwurfs zum IRG nicht habe einhalten 
lassen, weil die Vorbereitung des Referentenentwurfs wesentlich 
mehr Zeit in Anspruch nehme, als ursprünglich angenommen war. 
Diese Begründung trifft auch jetzt noch zu. Zur Präzisierung darf 
ich darauf hinweisen, daß der Schwierigkeitsgrad des Gesetzes- 
vorhabens nur zu einem Teil von der Regelung des sogenannten 
Exequaturverfahrens bestimmt wird, das die Übernahme der 
Strafvollstreckung gegen im Ausland einsitzende deutsche Staats- 
angehörige betrifft. Auch die Teile Auslieferung, Durchlieferung 
und sonstige Rechtshilfe in Strafsachen werfen infolge der um- 
fangreichen Stellungnahmen und Einwendungen der beteiligten 
Stellen sowie wegen neu angefallener praktischer Erkenntnisse 
eine Vielzahl von rechtlichen Problemen auf, deren sorgfältige 
Analyse äußerst zeitraubend ist. Angesichts dieser objektiv be- 
stehenden Schwierigkeiten wird eine weitere Zeitverzögerung 
leider nicht zu vermeiden sein. 

Ich bedauere sehr, Ihnen zur Zeit keinen genauen Termin für die 
Kabinettvorlage in Aussicht stellen zu können, jedoch ist beab- 
sichtigt, die Kabinettvorlage noch in dieser Legislaturperiode 
fertigzustellen. 

Die für die Übernahme der Strafvollstreckung erforderlichen 
innerstaatlichen Rechtsgrundlagen können nur durch ein Gesetz 
geschaffen werden, das das Exequaturverfahren regelt. Im Ver- 
hältnis zu anderen Staaten kann eine Rechtsgrundlage durch 
einen internationalen Vertrag oder ein Übereinkommen geschaf- 
fen werden. Ich darf jedoch auf folgendes hinweisen: 

Mit der Inkraftsetzung eines das Exequaturverfahren regelnden 
Gesetzes und der Ratifizierung des Übereinkommens über die 
internationale Geltung von Strafurteilen allein besteht noch keine 
Gewähr für die Heimführung von im Ausland verurteilten Per- 
sonen zum Zwecke der Fortsetzung der Strafvollstreckung in 
deutschen Vollzugsanstalten. Zwar ist das vorbezeichnete Über- 
einkommen vor kurzem durch Hinterlegung der Ratifizierungsur- 
kunden von Dänemark, Schweden und Zypern in Kraft getreten. 
Es steht jedoch noch nicht fest, welche anderen Staaten die Kon- 
vention überhaupt ratifizieren werden. Zum anderen erhält das 
Übereinkommen lediglich Vorschriften über die Befugnis zur 
Stellung und Annahme von Ersuchen um Übernahme der Straf- 
vollstreckung. Selbst wenn also die Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber einem Vertragsstaat anregen würde, ein Ersuchen 
um Übernahme der Strafvollstreckung zu stellen, wäre dieser 
keineswegs verpflichtet, einer solchen Anregung zu folgen. 
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Von einer Verpflichtung zur Stellung eines Ersuchens ist nir- 
gendwo die Rede. Es ist nicht damit zu rechnen, daß ein Staat sich 
vertraglich verpflichten wird, auf die Vollstreckung einer von 
seinen Gerichten verhängten Strafe zugunsten eines dritten Staats 
generell zu verzichten. 

Die insbesondere im Verhältnis zu jenen Staaten entstandenen 
Probleme, die sich in der Strafrechtspflege und im Strafvollzug 
erheblich von der Bundesrepublik Deutschland unterscheiden, 
werden sich daher nur durch Fühlungnahme mit den zuständigen 
Stellen im Einzelfall lösen lassen, wobei wir auf ein freiwilliges 
Entgegenkommen der anderen Seite angewiesen sein dürften. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


31. Abgeordneter Was kann getan werden, um alle Banken und 
Rollmann Sparkassen dazu zu veranlassen, sich Einlagen- 

(CDU/CSU) Sicherungsfonds anzuschließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 22. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat sich in Zusammenarbeit mit dem Bun- 
desaufsichtsamt für das Kreditwesen und den Spitzenverbänden 
der Kreditwirtschaft seit 1969 für die Bildung von Einlagensiche- 
rungsfonds und den Anschluß aller in Betracht kommenden Insti- 
tute an diese Sicherungseinrichtungen eingesetzt. Insbesondere 
gehören alle Sparkassen und Kreditgenossenschaften sowie die 
privaten Kreditbanken bis auf wenige Ausnahmen Einlagensiche- 
rungsfonds an. 

Bei den wenigen Teilzahlungsbanken und Zweigstellen ausländi- 
scher Kreditinstitute, die noch keinem Einlagensicherungsfonds 
angeschlossen sind, bei denen aber im Hinblick auf die Struktur 
ihres Einlagengeschäftes der Anschluß an einen Sicherungsfonds 
erwünscht ist, kann damit gerechnet werden, daß die Bemühungen 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen um einen An- 
schluß dieser Institute in absehbarer Zeit zum Erfolg führen 
werden. 

Hypothekenbanken haben sich den Fonds anderer Bankengrup- 
pen angeschlossen, soweit bei ihnen Einlagen unterhalten wer- 
den, die als schutzwürdig im Sinne einer Einlagensicherung an- 
gesehen werden. 

Im Ergebnis ist deshalb festzuhalten, daß von den mehr als 
7000 Kreditinstituten in der Bundesrepublik Deutschland alle In- 
stitute, die das Einlagengeschäft mit Nichtbanken betreiben, bis 
auf geringe Ausnahmen inzwischen einem Einlagensicherungs- 
fonds beigetreten sind. Um den Anschluß der wenigen noch 
außenstehenden Institute wird sich die Bundesregierung weiter 
bemühen. 


32. Abgeordneter In wievielen Fällen wurden seit Inkrafttreten 
Dr. Riedl des Kreditwesengesetzes Geschäftsleiter nach 

(München) § 36 KWG abberufen? 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 

Seit dem Inkrafttreten des Kreditwesengesetzes hat das Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen in 16 Fällen nach § 36 KWG 
die Abberufung von Geschäftsleitern verlangt. Diese Zahl ist 
jedoch deshalb wenig aussagekräftig, weil es zumeist möglich 
war, ungeeignete Geschäftsleiter ohne ein solches Verfahren aus 
ihren Stellungen abzuberufen. Diese Fälle betrugen ein Viel- 
faches der formalen Abberufungsverlangen. In diesem Zusam- 
menhang sollte auch berücksichtigt werden, daß es häufig mög- 
lich war, durch Einwendungen des Amtes von vornherein die 
Bestellung ungeeignet erscheinender Geschäftsleiter zu verhin- 
dern. 


33. Abgeordneter Welche Kreditinstitute wurden seit 1961 auf 
Dr. Riedl Veranlassung des Bundesaufsichtsamts für das 

(München) Kreditwesen geschlossen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 

Seit 1961 wurden auf Veranlassung des Bundesaufsichtsamtes 
folgende Kreditinstitute geschlossen: 

1962 Allgemeine Wirtschaftsbank AG, Berlin 
Math. Hausmann, Cochem 

1963 Hugo Stinnes, Mülheim-Ruhr 

1964 Effekten- und Kreditbank AG, Düsseldorf 

1965 Grundbesitz- und Handelsbank AG, Berlin 
Bankgeschäft Gebr. George, Berlin 

1966 Bankhaus Mertes u. Co. KG, Köln 
Hugo Oppenheim u. Sohn, Berlin 

1967 Bankgeschäft Heitmann, Hamburg 

1968 Th. Fasshold, Mannheim 

1972 Bankhaus Bansa KG, München 

1973 Bankgeschäft Wilhelm Findorff KG, München 
Bayerische Wirtschaftsbank AG, München 
Baukredit-Bank AG, Düsseldorf 
Bankhaus J. Ryan KG, Köln 

1974 Mertz u. Co., Hamburg 

I. D. Herstatt KG aA, Köln 

Ivera Internationale Vermögensanlage GmbH, Köln. 


34. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


In welchen Fällen hat das Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen wegen Gefahr für die Er- 
füllung der Verpflichtungen eines Kreditinsti- 
tuts gegenüber seinen Gläubigern einstweilige 
Maßnahmen nach § 46 KWG zur Abwendung 
dieser Gefahren getroffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 


In den Jahren 1971 bis 1973 hat das Bundesaufsichtsamt in zwölf 
Fällen einstweilige Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach § 46 
Abs. 1 KWG ergriffen. Im Hinblick auf die Schweigepflicht nach 
§ 9 Abs. 1 KWG ist es nicht möglich, darüber weitere Auskünfte 
zu geben. 


35. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Relation zwischen dem Eigenkapital 
eines Kreditinstituts gemäß § 10 KWG und 
dem Volumen der jeweils offenen Positionen 
im Devisentermingeschäft einer Bank sollte 
nach Auffassung der Bundesregierung im 
Interesse des Sparerschutzes eingehalten wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 


Die Bundesregierung prüft zur Zeit gemeinsam mit der Deutschen 
Bundesbank und dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen, 
wie durch Einführung eines neuen Kreditgrundsatzes die Risiken 
aus Devisengeschäften wirksam begrenzt werden können. Ziel 
der Regelung soll es sein; die Kreditinstitute grundsätzlich zum 
Abschluß von Gegengeschäften anzuhalten und für offene Posi- 
tionen, soweit sie aus markttechnischen Gründen unvermeidlich 
sind, eine Obergrenze festzulegen, über diese Obergrenze wird 
zur Zeit noch verhandelt. Sie soll auf jeden Fall so bemessen 
werden, daß etwaige Verluste aus Devisengeschäften nicht auf 
die Einleger durchschlagen, sondern stets mit dem Eigenkapital 
aufgefangen werden können. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß der vorgesehene Kreditgrundsatz schon in Kürze ver- 
öffentlicht werden kann. 


36. Abgeordneter Welcher Betrag an Einlagen ist seit dem 1. 
Schmidhuber Januar 1969 bei Bankinsolvenzen verloren 

(CDU/CSU) gegangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 


Soweit Kreditinstitute seit dem 1. Januar 1969 insolvent gewor- 
den sind, sind die Konkurs- und Vergleichsverfahren durchweg 
noch nicht abgeschlossen. In welchem Umfang Einlagen seit An- 
fang 1969 bei Insolvenzen verlorengegangen sind, läßt sich somit 
zur Zeit nicht endgültig beziffern. Nach einer groben Schätzung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen dürfte der Verlust, 
den Einleger (Nichtbanken) an Spar-, Termin- und Sichteinlagen 
erlitten haben, in der Größenordnung zwischen 100 Millionen DM 
und 120 Millionen DM liegen. 
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37. Abgeordneter 
Sdimidhuber 
(CDU/CSU) 


Welchen Betrag hat der Gemeinschaftsfonds 
des Bundesverbandes Deutscher Banken seit 
seiner Gründung im Jahr 1969 zur Befriedi- 
gung von Ansprüchen von durch Bankinsol- 
venzen geschädigten Gläubigern aufgewandt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 

Der Gemeinschaftsfonds des Bundesverbandes Deutscher Banken 
e. V. hat nach Auskunft des Verbandes seit 1969 bei sieben 
Bänkinsolvenzen 7,4 Millionen DM aufgewendet, darunter drei 
Millionen DM in Form von Bürgschaften; 1,5 Millionen DM wer- 
den im Rahmen der Abwicklung der betroffenen Institute als 
Rückflüsse zurückerwartet. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß Termineinlagen bis zum Frühjahr 1974 von den Einlagefonds 
des Bundesverbandes Deutscher Banken nicht geschützt wurden. 

Berücksichtigt man die Leistungen auch des „Gemeinschaftsfonds 
des privaten Bankgewerbes", der als Vorgänger des zur Zeit 
bestehenden Einlagesicherungsfonds schon im Jahre 1966 ge- 
gründet worden ist, so wurde bisher in dreizehn Fällen Hilfe 
geleistet. Dabei wurden — unter Berücksichtigung der erfolgten 
und noch zu erwartenden Rückflüsse — insgesamt 10,6 Millio- 
nen DM eingesetzt (darunter drei Millionen DM in Form von 
Bürgschaften) . 


38. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Einführung einer 
Sdimidhuber Versicherungspflicht für Bankeinlagen bis zu 
(CDU/CSU) einem Betrag von 20 000 DM auf privatwirt- 

schaftlicher Grundlage im Interesse der Sparer 
für zweckmäßig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß 
sich die auf freiwilliger Basis von den verschiedenen Verbänden 
der Kreditwirtschaft unterhaltenen Einlagensicherungsfonds bis- 
her im ganzen bewährt haben. Insbesondere sieht sie einen Vor- 
zug dieser Einrichtungen darin, daß sie besser als eine Einheits- 
versicherung der unterschiedlichen Risikolage der verschiedenen 
Institutsgruppen Rechnung tragen, damit insgesamt kostengün- 
stiger arbeiten und im Bedarfsfall auch flexibler operieren kön- 
nen. Auch im Falle der Herstatt-Bank haben sich diese positiven 
Seiten erneut gezeigt. Als deutlich wurde, daß die bisherigen 
Mittel des „Feuerwehrfonds" der privaten Banken nicht ausrei- 
chen würden, alle Sparer mit Einlagen bis zu 20 000 DM voll 
schadlos zu halten, hat der Bundesverband Deutscher Banken 
unverzüglich eine Aufstodcung des Fonds um über 100 Millio- 
nen DM beschlossen. Hierdurch ist bereits wenige Wochen nach 
Schließung der Herstatt-Bank eine volle Entschädigung der klei- 
nen Kunden sichergestellt. 

Gleichwohl wird die Bundesregierung auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen, vor allem aus dem Fall der Herstatt-Bank, das be- 
stehende System dej Einlagensicherung erneut auf Verbesse- 
rungsmöglichkeiten hin überprüfen. Die Prüfung erstreckt sich 
zunächst darauf, inwieweit neben den Guthaben privater Sparer 
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auch die Einlagen anderer Gläubiger, z. B. von gemeinnützigen 
Einrichtungen, Wirtschaftsunternehmen und öffentlichen Stellen, 
in den Schutz einbezogen werden können. Die Prüfung ist ferner 
darauf gerichtet, ob es mit vertretbarem Kostenaufwand und ohne 
Verschiebung der Wettbewerbsverhältnisse möglich ist, die be- 
stehenden freiwilligen Einrichtungen durch eine Pflichtversiche- 
rung abzulösen. Die Bundesregierung wird zu diesem Zweck zu- 
nächst das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen mit 
einer auf den heutigen Stand bezogenen Prüfung der versiche- 
rungsrechtlichen Fragen beauftragen. 


39. Abgeordneter Bei wieviel Kreditinstituten und in welcher 
Schmidhuber Höhe sind in der Zeit vom 1. Januar 1974 bis 
(CDU/CSU) 30. Juni 1974 Verstöße gegen Vorschriften 

über die Ausreichung von Großkrediten gemäß 
§ 13 Abs. 3 und 4 des Gesetzes über das Kre- 
ditwesen festgestellt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1974 

Verstöße gegen § 13 -Abs. 3 des Kreditwesengesetzes (KWG) 
können für den von Ihnen genannten Zeitraum erst gegen Ende 
des Jahres festgestellt werden, da die von den Kreditinstituten 
zu beachtende Relation nur anhand der Gesamtheit jeweils aller 
ausgeliehenen Großkredite berechnet werden kann, die in einer 
Sammelaufstellung jährlich einmal (je nach Institutsgruppen im 
Mai, Juli oder September) zu melden sind. 

Die Anzahl der Verstöße gegen § 13 Abs. 4 KWG wird nicht 
statistisch erfaßt. Die Ermittlung einer solchen Ziffer würde einen 
erheblichen Arbeitsaufwand erforderlich machen, ohne daß aus 
dem Ergebnis maßgebliche Schlußfolgerungen gezogen werden 
könnten. 


40. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung als Hauptaktio- 
närin die Absicht des VW-Werks, daß für 
Gastarbeiter, die freiwillig aus dem Arbeits- 
verhältnis bei VW ausscheiden, eine Abfin- 
dungssumme bis zu 9000 DM gezahlt werden 
soll, obschon für diese Gastarbeiter an anderen 
Orten ausreichend Arbeitsmöglichkeiten vor- 
handen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 24. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat Verständnis für die Notwendigkeit, die 
Belegschaft der Volkswagenwerk AG unter Vermeidung sozialer 
Härten dem Rückgang des Absatzes anzupassen. Welche Maß- 
nahmen hierzu am besten geeignet sind, muß in erster Linie vom 
Vorstand des Unternehmens beurteilt werden. Der Vorstand hat 
sich auf Grund einer Vereinbarung mit dem Betriebsrat für das 
Angebot von Aufhebungsverträgen entschieden. 
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Das Angebot war im übrigen nicht speziell an Gastarbeiter ge- 
richtet, sondern an die Beschäftigten bestimmter Betriebsteile; 
von den Belegschaftsmitgliedern, die es angenommen haben, sind 
rund 30°/o Gastarbeiter. Bei der Beurteilung der finanziellen Aus- 
wirkungen ist zu berücksichtigen, daß die angebotene Abfindung 
im Durchschnitt etwa 6000 DM beträgt und daß mit ihr auch die 
VW-Sonderprämie für 1973, der auf die tarifliche Urlaubszeit 
entfallende Lohn und das Urlaubsgeld 1974 abgegolten werden. 


41. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Höcherl Verluste, die deutsche Anleihebesitzer in deut- 

(CDU/CSU) sehen Werten allein im ersten Halbjahr 1974 

erlitten haben, und ist es nicht so, daß die Mit- 
teilung in der Regierungsvorlage zum Haus- 
haltsgesetz über eine bisher noch nie dagewe- 
sene Schuldenaufnahme geeignet ist, die Kurse 
der bestehenden Anleihen erheblich zu drük- 
ken? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 30. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Geld- und Kreditpolitik 
— Drucksache 7/2177 — bereits in Ziffer 8 b) dargelegt, aus 
welchen Gründen eine Errechnung des Gesamtkurswertes der 
gesamten umlaufenden Rentenpapiere mit einem Nominalzins 
von 6 v. H. nicht möglich ist. 

Die gleichen Gründe gelten auch für eine Schätzung. 

In der gleichen Antwort hat die Bundesregierung zu Ziffer 4 
dargelegt, daß das für 1974 vorgesehene Kreditvolumen die 
Aufnahmefähigkeit des Kapitalmarktes nicht übersteigen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


42. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Erdgaspreise bis Mitte 
Lenders nächsten Jahres um 60°/o steigen werden, und 

(SPD) durch welche geeigneten Maßnahmen gedenkt 

die Bundesregierung, die Meinung der Gas- 
wirtschaft, daß die Gaspreise künftig den öl- 
preisen schneller als bisher folgen müßten, 
zu unterstützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 24. Juli 1974 

Es muß in der Tat damit gerechnet werden, daß die Erdgaspreise 
im Bereich der industriellen und kommunalen Großabnehmer 
(Sonderabnehmer) bis Mitte nächsten Jahres steigen werden. 
Diese Entwicklung ist insbesondere auf die in langfristigen Erd- 
gaslieferverträgen üblichen Preisanpassungsklauseln zurückzu- 
führen, die den Erdgaspreis überwiegend an die Entwicklung der 
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Preise für schweres Heizöl binden. Diese Bindung ist je nach 
Lage des Einzelfalls unterschiedlich. Vorherrschend sind Klauseln, 
die den Erdgaspreis nur in einem bestimmten Umfang (70°/o) 
und erst nach Ablauf bestimmter Zeiträume — meist nach einem 
Jahr — der Entwicklung der Heizölpreise folgen lassen. Daher 
hat sich auch die krisenbedingte Erhöhung der Heizölpreise zwi- 
schen Oktober 1973 und März 1974 bisher nur zu einem geringen 
Teil auf die Erdgaspreise ausgewirkt. 

In der Gaswirtschaft besteht auf Grund der unterschiedlichen 
Interessenlagen bei den Unternehmen keine Einigkeit darüber, 
daß die Gaspreise künftig den ölpreisen schneller als bisher 
folgen müßten. Insbesondere ziehen kommunale weiterverteilen- 
de Unternehmen aus Gründen einer kontinuierlichen Tarifpolitik 
bei der Erdgasabgabe einen längeren Anpassungszeitraum in 
Bezugsverträgen vor. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Abnehmer selbst über die geeignetsten Anpassungs- 
fristen entscheiden sollten. 


43. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
nach der Änderung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen, insbesondere im Hin- 
blick auf die Verschärfung der Mißbrauchs- 
aufsicht auf interdependenten Märkten, auf 
dem von den gleichen Gesellschaften be- 
herrschten Heizöl- und Erdgasmarkt gesam- 
melt, und wie sieht die Bundesregierung die 
Wettbewerbssituation auf diesem Substitu- 
tionsmarkt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 24. Juli 1974 

Die Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht durch die Kartellgesetz- 
novelle betrifft die Feststellung der „marktbeherrschenden Stel- 
lung" nach § 22 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen. Gegenüber Gasversorgungsunternehmen greift jedoch in der 
Regel die besondere Mißbrauchsaufsicht ein, die das Kartellge- 
setz im Hinblick auf die wettbewerbsrechtliche Ausnahmerege- 
lung für die öffentliche Versorgungswirtschaft in den §§ 103 und 
104 vorsieht. Im Rahmen dieser Bestimmungen ist es nicht erfor- 
derlich, eine „marktbeherrschende Stellung", wie sie durch die 
Kartellnovelle für den Anwendungsbereich der allgemeinen Miß- 
brauchsaufsicht neu definiert worden ist, festzustellen. Wie be- 
reits bei früheren Erhöhungen der Erdgaspreise wird das Bundes- 
kartellamt auch neue Preisanhebungen unter wettbewerbsrecht- 
lichen Gesichtspunkten untersuchen. Hierbei wird insbesondere 
die Frage von Bedeutung sein, inwieweit es zulässig ist, den 
außergewöhnlich starken Anstieg der Heizölpreise während der 
Mineralölkrise bei der Gestaltung der Erdgaspreise im Rahmen 
der Preisanpassungsklauseln zu berücksichtigen. 


44. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, die Vorausset- 

Lenders zungen für eine eigenständige Erdgaspreis- 

(SPD) Politik, durch die die Marktstellung des Ab- 

nehmers verstärkt wird, zu schaffen, und wie 
beurteilt sie aus dieser Sicht die generelle 
Koppelung der Erdgasbezugspreise an die 
Konkurrenzenergie schweres Heizöl? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 24. Juli 1974 


Wegen der Bedeutung der Heizölpreise für die Preisentwicklung 
beim Erdgas hat die Bundesregierung die Auswirkungen der in 
Erdgaslieferverträgen vereinbarten, auf den Heizölpreis bezoge- 
nen Preisanpassungsklauseln unter preis- und wettbewerbspoli- 
tischen Gesichtspunkten aufmerksam beobachtet und mit allem 
beteiligten Gruppen der Gaswirtschaft wiederholt erörtert. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
zur „Preisentwicklung auf dem Energiesektor" vom 23. Oktober 
1970 grundsätzlich festgestellt: „Eine generelle Koppelung der 
Erdgasbezugspreise an die Konkurrenzenergie Heizöl ist aus 
wettbewerbspolitischer Sicht grundsätzlich unerwünscht. Sie 
würde eine eigenständige Erdgaspreispolitik in Frage stellen." 

Praktisch ist jedoch die Anwendung einer Preisanpassungsformel 
im Erdgasgeschäft wegen der langen Laufzeit der Erdgasliefer- 
verträge nicht zu umgehen. Angesichts der sich laufend verän- 
dernden Marktbedingungen kommt es dabei für die Vertrags- 
parteien darauf an, einen Preisanpassungsmodus zu vereinbaren, 
der eine marktorientierte Entwicklung des Erdgaspreises ermög- 
licht. Da vorerst noch 70% bis 80% des Erdgases in der Bundes- 
republik Deutschland im Bereich der Industrie verbraucht werden, 
kommt den Konkurrenzbeziehungen des Erdgases zum schweren 
Heizöl maßgebende Bedeutung zu. Auch bietet eine auf den Preis 
des Heizöls bezogene Klausel gegenüber einer kostenorientierten 
Gleitklausel für den Gasabnehmer den — in der Vergangenheit 
bereits mehrfach eingetretenen — Vorteil, daß sinkende Heizöl- 
preise zwangsläufig auch zu einer Herabsetzung der Erdgas- 
preise führen. 

Im Hinblick auf die zunehmende Erdgasimportabhängigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland und unter Berücksichtigung der 
laufend härter werdenden Bezugsbedingungen auf dem inter- 
nationalen Erdgasmarkt werden zudem die Möglichkeiten, den 
zunehmenden Einfluß der Heizölpreise auf die Preisentwicklung 
des Erdgasmarktes abzudämmen, stark eingeschränkt. Die deut- 
sche Gasversorgung wird nur dann gute Aussichten haben, poten- 
tielle Erdgasangebote für den heimischen Markt zu nutzen, wenn 
sie in der Lage ist, die sich aus der internationalen Wettbewerbs- 
situation ergebenden Marktbedingungen zu akzeptieren. 

Eine generelle Beseitigung der Heizölklausel in Erdgaslieferver- 
trägen würde daher gegen das primär energiepolitische Interesse 
an verstärkten Erdgasbezügen verstoßen, die nach Lage der 
Dinge weitgehend nur aus dem Ausland kommen können. 


45. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung auch heute noch der 
Ansicht des Jahres 1972, daß die marktmächti- 
gen Erdgasliefergesellschaften keine sprung- 
hafte Anpassung der Erdgaspreise vornehmen 
sollten, und beabsichtigt sie deshalb, wiede- 
rum Gespräche mit den betreffenden Gesell- 
schaften zu führen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 24. Juli 1974 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Ansicht, daß konzen- 
trierte Preisschübe im Erdgasbereich preis- und wettbewerbs- 
politisch unerwünscht sind. Zur Zeit läßt sich jedoch noch nicht 
übersehen, welche Preiserhöhungen vorgenommen werden. 

Die Bundesregierung und das Bundeskartellamt werden das 
Preisverhalten der Erdgasanbieter weiterhin aufmerksam beob- 
achten und erforderlichenfalls mit den zur Verfügung stehenden 
Mitteln auf eine angemessene Preisgestaltung hinwirken. 


46. Abgeordneter Wie haben sich die Düngemittelpreise in der 
Geldner Bundesrepublik Deutschland und in den ande- 

(FDP) ren EWG-Ländern im Laufe der letzten Jahre 

entwickelt, und welche Prognosen sind für die 
weitere Entwicklung zu stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 24. Juli 1974 

Ein wirklich umfassender und exakter Vergleich in den einzelnen 
EG-Ländern ist wegen einer Reihe unterschiedlicher Bestim- 
mungsfaktoren wie Besteuerung, Subventionierung, Frachtsystem 
und in Anbetracht der Verschiedenartigkeit der einzelnen Dün- 
gemittel problematisch. 

Generell kann jedoch gesagt werden, daß sich die deutschen 
Düngemittelpreise — auch im Verhältnis zu der Preisentwicklung 
in anderen EG-Ländern — bis zum Beginn dieses Jahres nur 
mäßig erhöht haben. Seither sind sie allerdings, besonders bei 
Stickstoff- und phosphathaltigen Düngern spürbar gestiegen (die 
Preise des für die Ammoniaksynthese verwendeten Rohbenzins 
und für Rohphosphat haben sich während der letzten zwölf Mo- 
nate um mehr als 300% erhöht). So liegen z. B. die Preise für 
Stickstoffeinzeldünger zur Zeit um knapp 20%, die für stickstoff- 
haltige Dreinährstoffdünger je nach Zusammensetzung bis zu 
36% höher als im Juli 1973; bei phosphathaltigen Zweinährstoff- 
düngern sind zum Teil noch höhere Steigerungen zu verzeichnen. 


Offizielle Angaben über die jüngste Entwicklung der Düngemit- 
telpreise in den anderen Mitgliedstaaten liegen zwar noch nicht 
vor; nach Presseinformationen sind aber die Preissteigerungen in 
mehreren EG-Ländern wesentlich höher als in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gewesen. Die derzeitigen deutschen Preise dürf- 
ten absolut teilweise höher sein als in einigen anderen EG-Län- 
dern, in denen die Preise für Düngemittel oder ihre Vorprodukte 
gebunden sind. Im Vergleich zu den Weltmarktpreisen liegen die 
deutschen Düngemittelpreise jedoch recht günstig. 

Dies erklärt auch die in letzter Zeit zu beobachtende Rückläufig- 
keit der Importe von Stickstoffdüngemitteln in die Bundesrepu- 
blik Deutschland bei gleichzeitigem Anstieg der deutschen Ex- 
porte. Gleichwohl ist nach den Versicherungen der deutschen 
Düngemittelhersteller die Versorgung der deutschen Landwirt- 
schaft insgesamt sichergestellt Gegenteilige Angaben liegen bis- 
her nicht vor, vielmehr bestätigen die bekanntgewordenen Ab- 
schlüsse für die Einlagerungsperiode des Düngemitteljahres 1974/ 
1975, daß der deutsche Markt ausreichend beliefert wird. 
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Wiederholte Überprüfungen durch das Bundeskartellamt haben 
bisher keine Anhaltspunkte für eine mißbräuchliche Preisgestal- 
tung seitens der deutschen Düngemittelindustrie ergeben. 

Die weitere Entwicklung der Düngemittelpreise wird maßgeblich 
bestimmt werden von den Rohstoffkosten. Das Bundeskartellamt 
wird auch weiterhin die Preisgestaltung der Düngemittelher- 
steller unter wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten überprüfen. 


47. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Welche Sofortmaßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung in strukturpolitischer Hinsicht zu 
treffen, angesichts der Tatsache, daß der Be- 
stand an Arbeitslosen z. B. im Arbeitsamtsbe- 
zirk Pfarrkirchen im Juni 1974 höher war als 
im Krisenjahr 1967? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 25. Juli 1974 

Die Bundesregierung hat am 19. Dezember 1973 eine Reihe von 
wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen beschlossen, mit 
denen konjunkturellen und strukturellen Risiken begegnet wer- 
den soll. Ich möchte in diesem Zusammenhang insbesondere auf 
das „Einmalige Sonderprogramm für Gebiete mit speziellen 
Strukturproblemen " hinweisen, in dessen Rahmen 300 Millio- 
nen DM zur Finanzierung von Infrastrukturmal3nahmen der Ge- 
meinden in Gebieten, in denen sich im Zusammenhang mit der 
konjunkturellen Beruhigung besondere strukturelle Schwierig- 
keiten und Beschäftigungsrisiken ergeben, zur Verfügung gestellt 
wurden. An diesem Programm haben auch die Fördergebiete des 
Landes Bayern einen erheblichen Anteil. 

Die Bundesregierung beobachtet die konjunkturelle Entwicklung 
und die Lage auf dem Arbeitsmarkt mit großer Aufmerksamkeit. 
Die gegenwärtigen statistischen Daten lassen erkennen, daß sich 
die Wirtschaft in einer Konsolidierungsphase befindet. Die Bun- 
desregierung hält es zu diesem Zeitpunkt nicht für angebracht, 
weitere Sonderprogramme bzw. Sofortmaßnahmen durchzufüh- 
ren. Es ist daher gegenwärtig noch nicht sicher, ob und inwieweit 
es in der nächsten Zeit zu einem konjunkturpolitischen Stüt- 
zungsprogramm für die Bauwirtschaft kommen wird. Dies hängt 
nicht zuletzt von der weiteren Konjunktur- und Kapitalmarktent- 
wicklung ab. Selbstverständlich laufen aber innerhalb der Bun- 
desregierung die erforderlichen Vorarbeiten, um im Falle not- 
wendig werdender Maßnahmen entsprechend vorbereitet zu sein. 

Außerdem geht auch die Bundesregierung davon aus, daß zur 
Beseitigung bzw. zur Milderung von partiellen Beschäftigungs- 
risiken und dem damit verbundenen Verlust von Arbeitsplätzen 
neben den Instrumenten unserer Arbeitsmarktpolitik die Mittel 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" zur Verfügung stehen, die auch im Arbeitsamts- 
bezirk Pfarrkirchen zur Schaffung neuer bzw. zur Sicherung be- 
reits bestehender Arbeitsplätze eingesetzt werden. 


48. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Anwen- 
dungsmöglichkeiten 

1. des neuen § 5 b GWB, 

2. der neuen Mittelstandsempfehlung, 
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insbesondere auch im Hinblick auf die Gemein- 
schaftswerbung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen unter Einschluß von Preisangaben an- 
gesichts der Tatsache, daß kleine und mittlere 
Unternehmen z. Z. befürchten, daß die neuen 
Vorschriften zu restriktiv angewendet werden, 
obwohl die Kooperationserleichterungen für 
kleine und mittlere Unternehmen, insbeson- 
dere § 5 b sowie die neue Mittelstandsempfeh- 
lung Schwerpunkte der Kartellnovelle sind, 
und die Bundesregierung in ihrer kürzlich ver- 
öffentlichten Stellungnahme zum Tätigkeits- 
bericht des Bundeskartellamtes für 1973 betont 
hat, daß sie in der Realisierung dieser Koope- 
rationsmöglichkeiten eine wichtige Aufgabe 
der Wettbewerbspolitik sieht? 


Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 8. August 1974 


Mit den Kooperationserleichterungen der Kartellgesetznovelle 
hat der Gesetzgeber die Möglichkeiten kleiner und mittlerer 
Unternehmen, ihre Leistungsfähigkeit durch zwischenbetriebliche 
Zusammenarbeit zu steigern, erheblich erweitert. Angesichts der 
mitunter schwierigen Wettbewerbslage kleiner und mittlerer 
Unternehmen, die gerade in der jetzigen gesamtwirtschaftlichen 
Situation teilweise besonders ausgeprägt ist, kommt es entschei- 
dend darauf an, diese neuen Kooperationsmöglichkeiten in vol- 
lem Umfange zu nutzen. Die Bundesregierung sieht daher in der 
konsequenten Anwendung der neuen Vorschriften (Kooperations- 
vereinbarungen nach § 5 b, Mittelstandsempfehlungen nach § 38 
Abs. 2 Nr. 1, Wettbewerbsregeln nach § 28 GWB) im Sinne der 
gesetzlichen Zielsetzung eine vorrangige Aufgabe der Wettbe- 
werbspolitik. 

Wie der Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages in sei- 
nem Bericht zur Kartellgesetznovelle nachdrücklich betont hat, 
ist es Ziel der Kooperationserleichterungen, kleinen und mittle- 
ren Unternehmen die gleichen unternehmerischen Strategien zu 
ermöglichen, wie sie Großunternehmen ohne kartellrechtliche 
Hemmnisse zur Verfügung stehen. Richtschnur für die Auslegung 
und Anwendung der neuen Kooperationsbestimmungen durch die 
Kartellbehörden ist daher der Gedanke des „strukturellen Nach- 
teilsausgleichs", d. h. der Schaffung gleicher Wettbewerbschan- 
cen für kleine und mittlere Unternehmen gegenüber ihren größe- 
ren Konkurrenten; denn eine breite Schicht kleiner und mittlerer 
Unternehmen ist die notwendige strukturelle Voraussetzung für 
einen funktionsfähigen Wettbewerb. 

Entsprechend diesem wettbewerbspolitischen Leitbild der Koope- 
rationserleichterungen wird der Bundesminister für Wirtschaft in 
der geplanten Neuauflage der Kooperationsfibel von 1963 die 
Anwendungsmöglichkeiten der neuen Bestimmungen im einzel- 
nen zusammenfassen. Bereits vorher werden die für die Praxis 
besonders aktuellen Fragen in einem Merkblatt erläutert werden. 

Wie die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben, stehen bei der 
Anwendung des § 5 b Vertriebsgemeinschaften von Herstellern 
und im Rahmen der neuen Mittelstandsempfehlung die Gemein- 
schaftswerbung kleiner und mittlerer Händler unter Angabe von 
Preisen im Vordergrund. 
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In dem Bericht des Wirtschaftsausschusses des Bundestages ist 
zu § 5 b der Kartellgesetznovelle klargestellt worden, daß auf 
Grund dieser Vorschrift eine leistungssteigernde Kooperation 
kleiner und mittlerer Unternehmen auch mit Preisabreden ver- 
bunden werden kann, wenn der Rationalisierungserfolg ohne 
solche Vereinbarungen praktisch nicht erreicht werden kann. 
Daher ist auf Grund von § 5 b GWB eine Vertriebsgemeinschaft, 
in deren Rahmen sich mehrere kleine und mittlere Hersteller zum 
ausschließlichen Verkauf ihrer Erzeugnisse zu einheitlichen Prei- 
sen verpflichten, grundsätzlich zulässig, sofern im übrigen die 
Voraussetzungen des § 5 b vorliegen. 

Insoweit ist bei der Beurteilung der „ Wettbewerbsklausel" ins- 
besondere die kritische Marktanteilsgrenze zu beachten, die der 
Wirtschaftsausschuß bei einem kartellierten Marktanteil von 
zehn v. H. bis fünfzehn v. H. gesehen hat. Im Zusammenhang mit 
der Zulässigkeit von Verkaufsgemeinschaften weist die Bundes- 
regierung im übrigen auf die Feststellung des Wirtschaftsaus- 
schusses hin, daß die Kooperationsfibel des Bundeswirtschafts- 
ministeriums durch § 5 b nicht berührt wird. 

Zur Gemeinschaftswerbung kleiner und mittlerer Unternehmen 
unter Einschluß von Preisangaben hat das Bundesministerium für 
Wirtschaft kürzlich auf Anfrage einer Landeskartellbehörde in 
einem Schreiben an das Bundeskartellamt und die Landeskartell- 
behörden entsprechend den Ausführungen des Wirtschaftsaus- 
schusses festgestellt, daß eine solche Werbung im Rahmen der 
neuen Mittelstandsempfehlung zulässig ist. Allein dieses Ergeb- 
nis entspricht der Zielsetzung der Mittelstandsempfehlung, den 
kleinen und mittleren Unternehmen insbesondere auch bei der 
Werbung die gleichen Möglichkeiten zu geben, wie sie von den 
Großen bereits seit langem genutzt werden. Gerade die besonders 
wirksamen Werbemaßnahmen, wie z. B. gemeinschaftliche Kata- 
loge und Großanzeigen, erfordern einen Kostenaufwand, den 
kleine und mittlere Unternehmen für sich allein im allgemeinen 
nicht tragen können. 

Die von der Bundesregierung angestrebte intensivere Ausnut- 
zung der Kooperationserleichterungen setzt neben einer ver- 
besserten Information der mittleren und kleineren Unternehmen 
ferner voraus, daß die Anforderungen des Verfahrens, die diese 
kleinen Unternehmen erfahrungsgemäß stärker als Großunter- 
nehmen belasten, auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt 
bleiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


49. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung im Agra-Europe vom 25. 
Juni 1974 zu, daß „von deutscher Seite keine 
Klagen laut wurden" über die Bardepothand- 
habung Italiens, und daß man sich mit .Paris 
abgesprochen habe, die besonderen französi- 
schen Maßnahmen als „traditionelle Praxis" 
der französischen Agrarkreditkassen zu be- 
zeichnen, und wenn ja, was gedenkt die Bun- 
desregierung zu unternehmen, um die Wett- 
bewerbsverzerrung zu Lasten der deutschen 
Produzenten zu beseitigen, die darin liegt, daß 
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die französischen Exporteure nach Italien so- 
wohl sechs Monate Zahlungsziel für die Hälfte 
des Rechnungsbetrags einräumen, ohne einen 
Aufschlag zu verlangen und zusätzlich das 
Kursrisiko für diese Zeit übernehmen, und 
daß die Schweizer Käseunion den italienischen 
Kunden für das Bardepot ein Zahlungsziel von 
sechs Monaten und fünf Tagen einräumt und 
sowohl das Kursrisiko für die ersten 50% 
des Rechnungsbetrags als auch für den nach 
sechs Monaten fälligen Restbetrag durch eine 
Umrechnungsgarantie von 200 Lit. für 1 Sfr. 
übernimmt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 19. Juli 1974 

Im EG-Ministerrat habe ich wiederholt auf eine schnelle Aufhe- 
bung der Bardepotregelung gedrängt. Außerdem habe ich die 
Handhabung des Bardepots in Italien gerügt. 

Auf meine Veranlassung hin hat die Kommission der EG die 
Praxis des Bardepots in Italien untersucht. Wichtige Teilbereiche, 
wie z. B. Schweinefleisch, wurden aus der Bardepotregelung aus- 
genommen. 

Inzwischen hat die Kommission in einer an Italien gerichteten 
Entscheidung die Aufhebung des Bardepots mit Wirkung vom 
22. Juli 1974 für alle Agrarprodukte, die dem Grenzausgleich 
unterliegen, verfügt mit Ausnahme des Rindersektors, für dessen 
Erzeugnisse die Bardepotpflicht auf 25% des Warenwertes herab- 
gesetzt wurde. 

Der französische Landwirtschaftsminister hat anläßlich der jüng- 
sten deutsch/französischen Konsultationen erklärt, daß durch 
französische Kreditinstitute weder besondere Zinskonditionen 
im Rahmen der Exportfinanzierung gewährt noch Kursrisiken 
übernommen wurden. Dies hat er auch mir persönlich gegenüber 
wiederholt erklärt. Ich habe keine Veranlassung, an den Aus- 
sagen des französischen Ministers zu zweifeln. 

Die in der Meldung von Agra-Europe vom 25. Juni 1974 getrof- 
fenen Aussagen sind daher auch unrichtig. 

Auf etwaige Maßnahmen privater oder staatlicher Stellen in 
Drittländern (z. B. der Schweiz), die zur Erleichterung der Italien- 
exporte dieser Länder führen, hat die Bundesregieung keinen 
Einfluß. Dies ist einer der Gründe, weshalb die Bundesregierung 
nachdrücklich auf eine unverzügliche Aufhebung des italienischen 
Bardepots für Agrarwaren drängte. 


50. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die von der EG- 
Kommission in ihrem „Energiebericht" ver- 
tretene Auffassung, daß die in der Europäi- 
schen Gemeinschaft unterschiedlichen Heizöl- 
kosten der Unterglasbetriebe infolge einseiti- 
ger Einflußnahme bestimmter Mitgliedsländer 
auf den Energiemarkt zugunsten des Garten- 
baues nicht Anlaß sind für sofort wirksame 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur Wiederherstel- 
lung eines chancengleichen Wettbewerbs, und 
was wird die Bundesregierung tun, um die 
deutsche Produktion qualitativ hochwertiger 
Erzeugnisse des Unterglasanbaues zu sichern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 24. Juli 1974 

In dem von Ihnen zitierten „Memorandum über die Änderung der 
Wettbewerbsbedingungen in einigen Sektoren der Landwirtschaft 
als Folge der veränderten Lage auf dem Energiemarkt" gibt die 
Kommission nach einer Schilderung der gegenwärtigen Lage 
einen Überblick über die von ihr für notwendig erachteten Maß- 
nahmen zur Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen hin- 
sichtlich der Energiekosten sowie zugleich hinsichtlich der not- 
wendigen Anpassung der Landwirtschaft an die veränderte Lage 
im Energiebereich. Für den Bereich des Unterglasgartenbaus 
wird ausdrücklich die im übrigen generell festgestellte Tatsache 
erheblicher Energiepreisdifferenzen innerhalb und zwischen den 
Mitgliedstaaten hervorgehoben und mit dem Hinweis auf die 
zusätzlichen Auswirkungen der Energiekosten je nach verwen- 
deter Energie und den klimatischen Verhältnissen in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten ergänzt. 

Die Stellungnahme der Kommission zu gemeinsamen Aktionen ist 
auf den gesamten Bereich der Landwirtschaft bezogen und mit 
generellen Gesichtspunkten begründet. Eine spezielle Aussage 
zum Unterglasgartenbau wird in diesem Zusammenhang nicht 
getroffen. Die Behandlung des Memorandums durch den Rat wird 
nach der Sommerpause fortgesetzt werden. Die Bundesregierung 
wird dabei mit großer Aufmerksamkeit sowohl die Entwicklung 
der betroffenen Produkte als die Preisentwicklung für Energie 
einschließlich der Auswirkungen der Gesamtentwicklung auf die 
deutsche Landwirtschaft verfolgen und zum Gegenstand der Be- 
ratungen machen. Die bisher von der Kommission bei der Be- 
handlung einzelstaatlicher Beihilfen angewandte Praxis im Zu- 
sammenhang mit der Energiekrise bietet auch nach Auffassung 
der Bundesregierung unter den derzeitigen Umständen den allein 
möglichen Weg zur kurzfristigen Überbrückung akuter Schwierig- 
keiten. Für den Bereich Unterglasgartenbau ist es der Bundes- 
regierung auf diese Weise möglich gewesen, zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage nach der Energiekostensteigerung ins- 
gesamt 54,9 Millionen DM als Direktbeihilfen zur Verfügung zu 
stellen und damit entstandene Wettbewerbsnachteile durch die 
genannten Kostensteigerungen auszugleichen. 

Auf längere Sicht gesehen ist nach Ansicht der Bundesregierung 
eine Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen durch Fest- 
legung gemeinsamer Regeln bzw. einer Gemeinschaftspolitik für 
den Energiebereich erforderlich. 


51. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung gegen den katastrophalen Preisverfall 
bei Bullen und Schweinen, der hauptsächlich 
auf den Exportstopp nach Italien zurückzufüh- 
ren und gerade in Niederbayern fühlbar ist, 
zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 18. Juli 1974 

Der Preisverfall bei Schweinen in den ersten Monaten dieses 
Jahres war in erster Linie die Folge einer stark rückläufigen 
Nachfrage nach Schweinefleisch. Der Angebots- und Preisdruck 
wurde im zweiten Quartal 1974 zusätzlich durch steigende 
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Schweinesdiladitungen (ca. + 4°/o gg. Vorjahr) erhöht. Ein 
wesentlicher Zusammenhang mit den italienischen Einfuhrrestrik- 
tionen besteht auf diesem Sektor nicht. Hingegen haben die 
italienischen Maßnahmen die angespannte Marktsituation bei 
Rindfleisch im süddeutschen Raum zweifellos verschärft. 

Als Entlastungsmaßnahmen auf dem Schweinemarkt wurden in 
der EG bereits beschlossen; 

a) Beihilfen für die private Lagerhaltung von Schweinehälften 
und bestimmten Teilstücken ab 10. Juli 1974. Diese Regelung 
sieht nach Lagerdauer gestaffelte Beihilfebeträge vor (z. B. 
für eine Lagerzeit von fünf Monaten bei Schweinehälften 

210 RE/t [ = 768,60 DM] 

b) erhöhte Zusatzabschöpfungen für Schweinefleischimporte aus 
Drittländern ab 8. Juli 1974 

c) Aussetzung des aktiven Veredlungsverkehrs für Schweine- 
fleisch bis zum 31. März 1975 

d) Gewährung von Exporterstattungen für lebende Schweine in 
Höhe von 9 RE/ 100 kg bei Ausfuhren nach Österreich, Portu- 
gal, in die Schweiz, die europäischen Mittelmeerländer sowie 
alle außereuropäischen Länder. Außerdem wurden ab 8. Juli 
1974 bereits bestehende Erstattungen für Schweinehälften in 
die genannten Länder erhöht sowie neue Erstattungen für den 
Export von Teilstücken eingeführt. 

Auf nationaler Ebene hat die EVSt- Schlachtvieh mit Ankäufen 
frischer Schweinehälften für die nationalen Vorratsbestände be- 
gonnen (s. Bekanntmachung Nr. 324 und Nr. 330 im Bundesan- 
zeiger Nr. 95 vom 22. Mai 1974 bzw. Nr. 112 vom 22. Juni 1974). 

Mitte Juli ist auf den deutschen Schweinemärkten eine Preisbe- 
festigung eingetreten, die sich auf Grund der angelaufenen Maß- 
nahmen und der normalen saisonalen Entwicklung in den näch- 
sten Wochen fortsetzen dürfte. Für den bayerischen Raum erge- 
ben sich darüber hinaus positive Aspekte durch die am 24. Juni 
1974 erfolgte Aufhebung der „Depot" -Pflicht für Schweinefleisch 
und Schweinefleischerzeugnisse in Italien. 

Auf dem Rindfleischsektor hat der Agrarrat in Brüssel am 15./16. 
Juli 1974 folgende Maßnahmen zur Marktstabilisierung beschlos- 
sen: 

1. Die Einfuhren von Lebendvieh und Fleisch aller Herkünfte 
aus Drittländern (mit Ausnahme der GATT-Kontingente für 
Gefrierfleisch und Höhenvieh) werden ab sofort bis zum 
1. November 1974 gesperrt 

2. Der aktive Veredlungsverkehr für Erzeugnisse des Rind- 
fleischsektors wird bis zum 6. April 1975 verboten. 

3. Die Gemeinschaft wird für die Werbung zur Förderung des 
Fleischverbrauchs (Rindfleisch, Schweinefleisch und Geflügel- 
fleisch) 3,5 Millionen RE aus dem EAGFL zur Verfügung stel- 
len. 

4. Um das Rindfleischangebot in der Weideabtriebszeit zu ver- 
ringern, und auf einen längeren Zeitraum zu verteilen, kön- 
nen für ausgewachsene Rinder mit Ausnahme von Kühen in 
der Zeit vom 1. August 1974 bis 28. Februar 1975 progressive 
Prämien für die Verzögerung der Schlachtung gewährt wer- 
den. Während die Gemeinschaftsfinanzierung erst im Novem- 
ber 1974 mit 20 RE/Stück beginnt, und bis Februar 1975 auf 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


49 RE/Stück ansteigt, können die Mitgliedstaaten aus natio- 
nalen Mitteln schon im August 1974 mit einer Prämie von 
20 RE/Stück beginnen, die bis Februar 1975 bis zu 70 RE/Stück 
ansteigen. 

5. Der Rat nimmt Kenntnis von der Absicht der Kommission, 
ihre bisherige Politik der Erstattungen bei der Ausfuhr fort- 
zusetzen, wobei die Entwicklung auf dem Weltmarkt berück- 
sichtigt wird (Einwirkung der Mitgliedstaaten im VA-Ver- 
fahren beschränkt). 

6. Der Rat begrüßt die Absicht der Kommission, in Kürze einen 
Vorschlag vorzulegen, wonach bestimmte Rindfleischmengen 
in Form von Konserven aus Interventionsbeständen für Nah- 
rungsmittelhilfe-Maßnahmen im Rahmen des Welternäh- 
rungsprogramms zur Verfügung gestellt werden sollen. 

7. Bestimmten Verbrauchergruppen (Sozialhilfeempfänger) soll 
Rindfleisch zu ermäßigten Preisen zur Verfügung gestellt 
werden. Die Ermäßigung soll pro Person zwei RE im Monat 
betragen. 

8. An bestimmte Sozialeinrichtungen soll darüber hinaus Rind- 
fleisch zu ermäßigten Preisen aus Interventionsbeständen 
abgegeben werden. 

Neben diesen Ratsbeschlüssen trägt die wöchentliche Übernahme 
von 6000 bis 6500 Bullen und Ochsen durch die EVSt-Schlachtvieh 
im Rahmen der Dauerintervention in der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit Wochen zur Marktentlastung bei. Der bayerische Raum 
wird bei diesen Stützungskäufen mit 2000 bis 2500 Tieren beson- 
ders berücksichtigt. Abgesehen von einer kurzfristigen Schwäche- 
tendenz zum Ende Juni/Anfang Juli haben sich die Schlachtrinder- 
preise dank dieser Maßnahmen im Bundesdurchschnitt auf einem 
Niveau von 300 bis 305 DM/100 kg Lebendgewicht stabilisieren 
können und den vorjährigen Preisstand sogar knapp überschrit- 
ten. 


52. Abgeordneter 
Dr. Ritgen 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Gründe dafür an- 
geben, weshalb — entgegen der Erklärung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 20. Juni 1974 auf die Fragen des Abge- 
ordneten Dr. Ritz — in marktfernen Gebieten 
von Walzenmagermilchpulver-Herstellern mit- 
unter nur das vor dem 1. April 1974 gültige 
Interventionspreisniveau erreicht wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 26. Juli 1974 

Aus den mir vorliegenden Unterlagen über die Preisentwicklung 
auf dem Magermilchpulvermarkt vermag ich nicht zu entnehmen, 
daß in marktfernen Gebieten nur der vor dem 1. April 1974 
gültige Interventionspreis erreicht wurde. 

Der Interventionspreis für Sprühmagermilchpulver betrug bis 
Ende März 1974 234,24 DM und ist seit dem 1. April 1974 auf 
281,82 DM/100 kg festgesetzt worden. Der Preis für Walzen- 
magermilchpulver zog 1973, von April bis Dezember, nach An- 
gaben der Zentralen Markt- und Preisberichtstelle (ZMP) von 
1,98 DM/kg auf 2,33 DM/kg an. Von Januar bis April 1974 ergab 
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sich eine weitere Anhebung für Walzenpulver von 2 f 33 DM/kg 
auf 2,64 DM/kg. In dieser Zeit lag somit der Preis für Walzen- 
magermilchpulver über dem damals gültigen Interventionspreis 
von rund 2,34 DM/kg für Sprühware. Im Mai 1974 trat dann ein 
Preisrückgang für Walzenware auf 2,56 DM/kg und im Juni auf 
2,53 DM/kg ein. Auf diesem Niveau hat sich der Marktpreis 
inzwischen stabilisiert bzw. beginnt er leicht anzuziehen. 

Die Gründe für die Preisentwicklung habe ich in der schriftlichen 
Antwort auf die Mündliche Anfrage des Kollegen Eigen vom 
18. Juli 1974 dargelegt. Ich erlaube mir, auf die seinerzeitigen 
Ausführungen zu verweisen. 


53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Gegenden, 
Dr. Ritgen in denen wegen des Preisverfalls von Walzen- 

* (CDU/CSU) magermilchpulver solches zunächst auf Lager 

gelegt wird, evtl, mit Zinsverbilligungsmaß- 
nahmen zu helfen, damit nicht die Landwirte 
über die Erzeugerpreise für Milch voll getrof- 
fen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 26. Juli 1974 

Die Lage auf dem Magermilchpulvermarkt hat sich — wie oben 
erwähnt — seit einigen Wochen stabilisiert. Es ist damit zu rech- 
nen, daß die Preise im Verlauf der nächsten Wochen anziehen 
und sich an den Interventionspreis anpassen. Diese Entwicklung 
dürfte vor allem auch wegen der Entlastung des Marktes durch 
Interventionskäufe von Sprühmagermilchpulver zu erwarten sein, 
die sich in der Zeit vom 1. April bis 22. Juli 1974 auf rund 63 300 t 
beliefen. Die Aufkäufe haben sich laufend verstärkt und erreich- 
ten im Juni/Juli 1974 eine Menge von rund 38 800 t. Die Inter- 
ventionsbestände, deren Absatz einen nicht unerheblichen Mittel- 
aufwand erfordert, belaufen sich zur Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland auf run^d 100 000 t und in der gesamten Gemeinschaft 
auf 235 000 t. 

Neben den Stützungsmaßnahmen im Rahmen der Intervention 
von Sprühmagermilchpulver sieht die Bundesregierung aus recht- 
lichen und finanziellen Gründen keine Möglichkeit für weitere 
Förderungsmaßnahmen. 


54. Abgeordneter 
Dr. Ritgen 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die voraus- 
sichtlichen Vorschläge der EG-Kommission für 
die neue, ab 1. Juli 1975 in Kraft tretende, 
Zuckermarktordnung im Hinblick auf die In- 
teressen der Zuckerwirtschaft in der Bundes- 
republik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 26. Juli 1974 

Die Vorstellungen der EG-Kommission zur künftigen Zucker- 
politik der Gemeinschaft ab 1. Juli 1975 gehen im Grundsatz von 
einer Fortsetzung der geltenden Quotenregelung in angepaßter 
Form aus. Die bisherigen Erfahrungen lassen den Schluß zu, daß 
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ein Quotensystem den Interessen der Zuckerrübenanbauern und 
der Zuckerindustrie einerseits sowie den Belangen der Verbrau- 
cher und der Allgemeinheit in der Bundesrepublik Deutschland 
andererseits unter den augenblicklichen Verhältnissen am besten 
dient. 

Insofern begrüßt die Bundesregierung die Vorschläge der EG- 
Kommission. Sie sieht darin eine gute Ausgangsbasis für die 
anstehenden Verhandlungen. 


55. Abgeordneter 
Dr. Rügen 
(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung dafür einset- 
zen r daß bei Festlegung der Grundquote für 
die Zuckerproduktion in der Bundesrepublik 
Deutschland die Verbrauchssteigerung in den 
letzten Jahren berücksichtigt wird und daß als 
Referenzzeitraum für die Quoten die Jahre 
1969/1970 bis 1972/1973 und nicht nur die Jahre 
bis 1971/1972 zu Grunde gelegt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 26. Juli 1974 

Zur Frage der Referenzzeit für die Ermittlung und Festlegung 
von Erzeugungsquoten schlägt die EG-Kommission als Ausgangs- 
basis die durchschnittliche Erzeugung in den ersten fünf Jahren 
der EG-Zuckermarktorganisation von 1968/1969 bis einschließlich 
1972/1973 vor. Nach den angestellten Berechnungen lassen sich 
auf dieser Basis ausgewogene Ergebnisse finden. Die in den letz- 
ten Jahren eingetretene Verbrauchssteigerung muß bei den anzu- 
stellenden Überlegungen neben anderen Faktoren zwangsläufig 
— auch im Interesse einer Sicherstellung der Versorgung — eine 
angemessene Berücksichtigung finden. 


56. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Förderungsmöglichkeiten ergeben sich 
nach Meinung der Bundesregierung für die- 
jenigen Teilbereiche der Obst- und Gemüse- 
erzeugung (Vertragsgemüsebau), die wegen 
der Richtlinien für die Anerkennung von 
Erzeugerorganisationen gemäß Verordnung 
1035/72 keine Erzeugerorganisationen bilden 
können und andererseits durch die Streichung 
im Regierungsentwurf zur Marktstrukturge- 
setznovelle nicht als Erzeugergemeinschaft ge- 
fördert werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 6. August 1974 

In Ihrer Fragestellung kommt die Auffassung zum Ausdruck, daß 
mit dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
zur Änderung des Marktstrukturgesetzes auch Änderungen hin- 
sichtlich der Förderungsmöglichkeiten für Teilbereiche der Obst- 
und Gemüseerzeugung eintreten. Dies ist nicht der Fall. Die 
Förderung in diesem Bereich wird vielmehr wie in der Ver- 
gangenheit fortgesetzt. 
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* Mit der Streichung der entsprechenden Zolltarif-Positionen im 
Gesetzentwurf wird lediglich der Tatsache Rechnung getragen, 
daß die Schaffung von Erzeugergemeinschaften oder deren Ver- 
einigungen auf Grund des Marktstrukturgesetzes nicht möglich 
ist, weil bereits entsprechende Regelungen auf Grund von Rechts- 
akten des Rates oder der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften bestehen. 

Förderungsmöglichkeiten sind daher nach wie vor nur für die 
Erzeuger gegeben, die sich den EG-rechtlichen Bestimmungen 
entsprechend zu Erzeugerorganisationen zusammenschließen. Die 
Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Erzeuger auch in 
den von Ihnen angesprochenen Teilbereichen die Initiative zur 
Gründung von förderungswürdigen Erzeuger-Organisationen er- 
greifen würden. 


57. Abgeordnete Ich frage die Bundesregierung, ob die Unter- 
Frau suchungen betreffend die Vergabe von Mitteln 

Dr. Orth zur Molkereistrukturverbesserung an der Bun- 

(SPD) desforschungsanstalt in Kiel abgeschlossen 

sind und welches Ergebnis sie haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 1. August 1974 

Die Arbeiten betreffend die Vergabe von Mitteln zur Molkerei- 
strukturverbesserung an der Bundesanstalt für Milchforschung 
in Kiel sind noch nicht abgeschlossen. Sollte sich die Frage auf 
die Untersuchungen der in der Öffentlichkeit gegen Dienstange- 
hörige der Bundesanstalt für Milchforschung erhobenen Vorwürfe 
beziehen, so ist zu bemerken, daß diese Untersuchungen eben- 
falls noch nicht abgeschlossen sind. 


58. Abgeordnete Falls die Untersuchungen noch nicht abge- 

Frau schlossen sind, frage ich, wann mit einem 

Dr. Orth Ergebnis zu rechnen ist? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 1. August 1974 

Die Arbeiten betreffend die Vergabe von Mitteln zur Molkerei- 
strukturverbesserung werden im Jahre 1975, die Untersuchungen 
der in der Öffentlichkeit gegen Dienstangehörige der Bundes- 
anstalt für Milchforschung erhobenen Vorwürfe gegen Ende die- 
ses Jahres abgeschlossen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


59. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Gansei die gesetzliche Krankenversicherung verpflich- 

(SPD) tet ist, die Kosten für den Hubschraubertrans- 

port von Versicherten in Fällen dringender 
Nothilfe zu tragen (z. B. bei Einsatz von Hub- 
schraubern der Bundeswehr oder des Kata- 
strophenschutzes) ? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 22. Juli 1974 


Die Aufwendungen für die Fahrt oder den Transport eines Ver- 
sicherten zum Arzt oder zum Krankenhaus gehören zu den von 
der Krankenkasse zu übernehmenden Nebenkosten der Kranken- 
hilfe, wenn die Krankenbehandlung ohne die Fahrt oder den 
Transport nicht durchgeführt werden kann. Die Höhe der zu 
erstattenden Aufwendungen ist davon abhängig, welche Art der 
Beförderung oder des Transports aus medizinischen Gründen 
erforderlich ist. Hierbei ist § 182 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung zu beachten, wonach die Leistung ausreichend und 
zweckmäßig sein muß, jedoch das Maß des Notwendigen nicht 
überschreiten darf. 

Hieraus ergibt sich, daß im Einzelfall die Träger der Kranken- 
versicherung verpflichtet sein können, die Kosten für einen 
Hubschraubertransport des versicherten Kranken zum Arzt oder 
zum Krankenhaus zu übernehmen. 


60. Abgeordneter Kann der Vertrauensmann der Schwerbehin- 
Löher derten, wie das Schwerbehindertengesetz in 

(CDU/CSU) § 22 Abs. 4 festlegt, auch an Ausschußsitzun- 

gen des Betriebs-, Personal-, Richter- oder 
Präsidialrats teilnehmen, selbst wenn diese 
keine Probleme behandeln, die Schwerbehin- 
derte betreffen, und wenn nicht, gedenkt die 
Bundesregierung, eine entsprechende gesetz- 
liche Regelung einzubringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. Juli 1974 


§ 22 Abs. 4 des Schwerbehindertengesetzes regelt die Rechts- 
stellung, die der Vertrauensmann der Schwerbehinderten gegen- 
über den Arbeitnehmer-, Personal- und Richtervertretungen hat. 
Diese Vorschrift hat Vorrang vor den Bestimmungen über den 
Vertrauensmann, die im Betriebsverfassungsgesetz, im Bundes- 
personalvertretungsgesetz und in den Personalvertretungsgeset- 
zen der Länder enthalten sind. 

Irgendeine Einschränkung des Rechts des Vertrauensmannes, an 
den Sitzungen des Betriebs-, Personal-, Richter- oder Präsidial- 
rates teilzunehmen, ist nicht vorgesehen. Sein Teilnahmerecht 
an Sitzungen dieser Gremien ist auch dann sichergestellt, wenn 
diese keine Probleme der Schwerbehinderten behandeln oder 
wenn im Anschluß an die Beratungen abgestimmt wird. 


61. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzu- 
treten, daß im neuen Jugendarbeitsschutzge- 
setz Bestimmungen geschaffen werden, die es 
auch in Zukunft zulassen, daß Kinder über 
zwölf Jahre im Auftrag ihrer Eltern Zeitungen 
austragen? 
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Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 2. August 1974 


Die Beschäftigung von Kindern mit dem Austragen von Zeitungen 
ist schon nach dem geltenden Jugendarbeitsschutzgesetz verbo- 
ten, und zwar auch dann, wenn der Zustellvertrag mit den Eltern 
abgeschlossen wird, die Zeitungen jedoch allein oder überwie- 
gend von den Kindern ausgetragen werden. Der Entwurf des 
neuen Jugendarbeitsschutzgesetzes, der am 21. Juni 1974 dem 
Deutschen Bundestag zugeleitet worden (vgl. Drucksache 7/2305) 
ist, geht von dieser Rechtslage aus. 

Die Frage der Beschäftigung von Kindern mit dem Austragen 
von Zeitungen wird sicherlich in den zuständigen Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages diskutiert werden. Die Bundesregie- 
rung wird dazu die für eine sachgerechte Entscheidung notwendi- 
gen Unterlagen zur Verfügung stellen. 


62. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Wieviel Anträge auf Genehmigung einer Frist- 
verlängerung für die Zahlung von Kurzarbei- 
tergeld über sechs Monate hinaus lagen bis 
zum 15. Juli 1974 vor, für welche Zeitdauer 
und wie viele Anträge wurden genehmigt? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 1. August 1974 


Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat mir in der Zeit 
vom 15. September 1973 bis zum 15. Juli 1974 147 Anträge auf 

Verlängerung der Bezugsfrist für Kurzarbeitergeld vorgelegt. 
Durch fünf Verordnungen (8. Januar 1974, 5. März 1974, 16. April 
1974, 20. Mai 1974 und 28. Juni 1974) habe ich die Bezugsfrist 
in mehreren Arbeitsamtsbezirken, teils generell, teils nur für 
einzelne Wirtschaftszweige, verlängert. Damit habe ich 65 An- 
träge positiv beschieden. In 62 Fällen ist die Bezugsfrist bis auf 
12 Monate, in drei Fällen bis auf neun Monate verlängert 
worden. 

Zur Zeit bereite ich eine sechste Verordnung vor, mit der ich auf 
48 Anträge aus 22 Arbeitsamtsbezirken die Bezugsfrist bis auf 
12 Monate verlängern werde. 

Die Zahl der Anträge auf Kurzarbeitergeld liegt jedoch erheblich 
höher, da Arbeitsamtsbezirke, für die ich die Bezugsfrist bereits 
verlängert hatte, innerhalb der Verlängerungsfrist selbständig 
entscheiden können. 


63. Abgeordneter 

Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Liegen zur Zeit nach Ansicht der Bundesregie- 
rung „außergewöhnliche Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt“ (§ 67 Abs. 2 AFG) vor, die eine 
generelle Verlängerung der Regelbezugsfrist 
für Kurzarbeiter von sechs auf zwölf Monate 
rechtfertigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 1. August 1974 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß zur Zeit „außer- 
gewöhnliche Verhältnisse" auf dem Gesamt-Arbeitsmarkt (§ 67 
Abs. 2 AFG) vorliegen, die eine generelle Verlängerung der 
Regelbezugsfrist für das Kurzarbeitergeld von sechs auf zwölf 
Monate rechtfertigen. Wohl bestehen solche außergewöhnlichen 
Verhältnisse in einigen bestimmten Arbeitsamtsbereichen. Die 
Arbeitsamtsbezirke, für die ich die Regelbezugsfrist verlängert 
habe, verteilen sich auf drei räumliche Schwerpunkte: Das Zonen- 
randgebiet und die Gebiete der Landesarbeitsämter Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz-Saarland. Aus dem übrigen Bun- 
desgebiet wurden nur einzelne begründete Anträge vorgelegt. 
Beispielsweise sind aus dem Gebiet des Landesarbeitsamtes 
Schleswig-Holstein-Hamburg überhaupt keine Anträge, aus dem 
Gebiet des Landesarbeitsamtes Baden-Württemberg nur zwei 
begründete Anträge gestellt worden. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
sorgfältig beobachten und die Frage einer allgemeinen Verlänge- 
rung der Regelbezugsfristen für das Kurzarbeitergeld zur gege- 
benen Zeit erneut prüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


64. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß Sanitäts- 
material des Bundes mangels rechtzeitiger 
Aussonderung oder aus anderen Gründen in 
großen Mengen vernichtet werden mußte, um 
welches Material und um welche Mengen 
handelte es sich gegebenenfalls, und wie hoch 
lagen die Gestehungskosten für dieses Mate- 
rial? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 2. August 1974 

Für Sanitätsmaterial gelten die „Bestimmungen über das Aus- 
sondern und Verwerten von Material der Bundeswehr (AVB) 
vom 3. Mai 1966". Diese legen den Zeitpunkt und die Voraus- 
setzungen fest, unter welchen Sanitätsmaterial auszusondern 
und einer Verwertung oder Vernichtung zuzuführen ist. 

Nach diesen Bestimmungen wurden im Haushaltsjahr 1973 aus 
den Gesamtbeständen des Sanitätsverbrauchsmaterials in Höhe 
von 212,3 Millionen DM Versorgungsartikel im Werte von 
10,9 Millionen DM (= 5%>) ausgesondert und zum größten Teil 
vernichtet. 

In den o. a. Beträgen sind die Arzneimittel mit 8,3 Millionen DM 
enthalten. Das sind 6°/o gemessen an der Gesamtbestandshöhe 
von 138,9 Millionen DM. 

Als Wertfestsetzung bei der Aussonderung und Vernichtung wird 
der Beschaffungspreis zugrunde gelegt. 
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Der größte Teil des Materials wurde ausgesondert, weil es nach 
den AVB unbrauchbar geworden ist. 

Die vernichteten Arzneimittel stammen hauptsächlich aus Be- 
schaffungen, die Anfang der 60er Jahre während der Kuba- und 
Berlinkrise kurzfristig erforderlich wurden. Auf Gund der langen 
Lagerzeit sind sie verdorben und dürfen nach dem Arzneimittel- 
gesetz nicht mehr in den Verkehr gebracht werden. 


65. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Wird das vernichtete Material ersetzt, wie 
hoch sind gegebenenfalls die Gestehungsko- 
sten, und besteht die Absicht, dieses Material 
rechtzeitig auszusondern, um es statt dem Ver- 
derb Krankenhäusern oder bedürftigen Län- 
dern zur sinnvollen Verwendung zuzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 2. August 1974 

Als Ersatz für das vernichtete Material wurden im Haushaltsjahr 
1973 für die Erneuerung der Arzneimittelvorräte bei Kapitel 14 08 
Titel 522 02 3,7 Millionen DM ausgegeben. 

Dieses günstige Verhältnis zwischen Vernichtung (10,9 Millio- 
nen DM) und Ersatzbeschaffung (3,7 Millionen DM) kommt zu- 
stande, weil es sich bei der Masse des vernichteten Materials 
um Versorgungsartikel handelt, die durch Straffung des Sorti- 
ments und allgemeiner Reduzierung der Vorräte überschüssig 
geworden waren. 

Arzneimittel erhalten eine besondere Kodierung, wenn sie nicht 
mehr im Verteidigungsvorrat verwendet werden sollen. Sie ste- 
hen damit, bereits bevor sie verdorben sind, für die unentgelt- 
liche Abgabe im Rahmen der „Humanitären Hilfe“ zur Verfügung. 
In besonderen Listen werden sie z. Z. 15 Entwicklungsländern 
angeboten. 

Die Bedeutung der überschüssigen Arzneimittel für Kranken- 
häuser und bedürftige Länder wird jedoch allgemein überschätzt, 
weil der Arzneimittelvorrat der Bundeswehr auf die besonderen 
Bedürfnisse im Verteidigungsfall abgestimmt ist. Für die Hälfte 
der Arzneimittel gibt es im Frieden kaum Anwendungsgebiete. 

Dies ist auch der Grund, weshalb die Abgabe dieser lange gela- 
gerten und größtenteils veralteten Arzneimittel nur zögernd 
vonstatten geht. 1973 sind im Rahmen der „Humanitären Hilfe“ 
Arzneimittel im Werte von 0,8 Millionen DM und 1974 im Werte 
von 0,32 Millionen DM abgeflossen. 

Bei einer Weitergabe lange gelagerter Arzneimittel aus dem 
Verteidigungsvorrat innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
z. B. an Krankenhäuser, ist eine Gefährdung der Arzneimittel- 
sicherheit nicht auszuschließen. Außerdem kann bei Weitergabe 
nicht erwartet werden, daß die pharmazeutische Industrie der 
Bundeswehr dann trotzdem noch Arzneimittel zu ausgesproche- 
nen Vorzugspreisen, d. h. oft weit unter dem Großhandelspreis, 
liefert. 

Darüberhinaus sind die Truppenärzte angewiesen, möglichst viele 
Arzneimittel aus dem Verteidigungsvorrat in der freien Heilfür- 
sorge zu verbrauchen; diese somit umzuwälzen und vor dem 
Verderb zu bewahren. 
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66. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung überprüft, in welcher 
Form die Maßnahmen zur Erhaltung der Ge- 
sundheit der U-Boot-Besatzungsmitglieder 
durch Intensivierung und Institutionalisierung 
der Terrainkuren erweitert werden können? 


67. Abgeordneter Ist beabsichtigt, das Ergebnis dieser überprü- 
Hansen fung zu veröffentlichen? 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 31. Juli 1974 


Die Möglichkeiten für die Intensivierung und Institutionalisie- 
rung der Terrainkuren für U-Boot-Besatzungsmitglieder wurden 
überprüft. Mit Erlaß vom 3. Juli 1974 wurde verfügt, daß Solda- 
ten, die auf U-Booten eingesetzt sind, erstmals nach 2 bis 3 Jah- 
ren und danach weiter alle 2 bis 3 Jahre Terrainkuren als präven- 
tiv-medizinische Maßnahme zu gewähren sind. 

„Bundeswehr-aktuell" hat am 23. Juli 1974 über diesen Erlaß 
berichtet. 


68. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfange mußte der lebenskund- 
liche Unterricht und die politische Information 
bei der Truppe infolge der Verkürzung der 
Wehrdienstzeit eingeschränkt werden, und 
welche Konsequenzen haben gegebenenfalls 
diese Maßnahmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 31. Juli 1974 


J. Lebenskundlicher Unterricht 

In der Zentralen Dienstvorschrift 66/2 sind monatlich zwei 
Stunden lebenskundlicher Unterricht festgelegt. Nach dieser 
Vorschrift wird in der Truppe in der Regel verfahren. Diese 
Unterrichtsstunden werden auch durchgeführt, wenn nicht 
besondere Umstände entgegenstehen (z. B. große Übungen, 
Truppenübungsplatzaufenthalte) . 

Eine generelle Einschränkung der seelsorgerischen Betreu- 
ung infolge der Verkürzung der Wehrdienstzeit ist somit nicht 
gegeben. 

2. Politische Information 

Die „politische Information" umfaßt den staatsbürgerlichen 
Unterricht und die Truppeninformation gemäß der Zentralen 
Dienstvorschrift 12/1 „Politische Bildung in der Bundeswehr". 

Vor der Verkürzung des Grundwehrdienstes waren für diese 
Unterweisung 78 Stunden ausgewiesen. Rein rechnerisch stan- 
den somit früher pro Quartal dreizehn statt heute zwölf 
Stunden zur Verfügung. 
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Hierbei muß berücksichtigt werden, daß die Verfügungsstun- 
den der Einheitsführer für die Truppeninformation wegen 
vordringlicher anderer Dienste nicht genutzt werden konnten. 
Mit der Herausgabe der Zentralen Dienstvorschrift 12/1 wurde 
diese Regelung nicht mehr getroffen. 

Die Zeitansätze pro Quartal sind nach der Verkürzung des 
Grundwehrdienstes somit gleich. Nach ersten Erfahrungbe- 
richten aus der Truppe wird die für den staatsbürgerlichen 
Unterricht und die Truppeninformation angesetzte Zeit im 
Rahmen der sonstigen Ausbildungsforderungen als angemes- 
sen beurteilt. Sie reicht aber offensichtlich bei dem Teil der 
Soldaten nicht aus, die nur über ein geringes Grundlagen- 
wissen verfügen. Eine Abhilfe ist hier nicht möglich, weil 
andere dienstliche Erfordernisse eine zusätzliche Unterrich- 
tung dieser Soldaten nicht zulassen. 


69. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Wie hält es die Bundesregierung angesichts 
der angespannten Haushaltslage mit den 
Grundsätzen einer sparsamen Haushaltsfüh- 
rung vereinbar, wenn bei Ausschreibungen 
des Finanzbauamtes Idar-Oberstein für 1100 
qm Dachfläche für die Hohl-Kaserne in Idar- 
Oberstein teurer Naturschiefer statt des preis- 
günstigen Kunstschiefers vorgesehen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Mann 
vom 2. August 1974 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Finanzminister 
der Länder und die Oberfinanzdirektionen schon im Jahr 1971 
auf die besondere Notlage des heimischen Schieferbergbaues ver- 
wiesen, dessen Betriebe in wirtschaftlich wenig erschlossenen 
Gebieten etwa zur Hälfte an Rhein und Mosel sowie in der Eifel 
liegen, und gebeten, im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
— d. h. durch Berücksichtigung heimischen Schiefers — zur Er- 
haltung der Arbeitsplätze beizutragen. Dieser Bitte ist das 
Finanzbauamt Idar-Oberstein gefolgt. 

Bei den Instandsetzungsarbeiten in der Hohl-Kaserne ließen 
außerdem architektonische Gründe die Verwendung von Kunst- 
schiefer in der durchweg mit Naturschiefer eingedeckten Liegen- 
schaft nicht vertretbar erscheinen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


70. Abgeordneter 
Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Welche fachlichen und ökonomisch vertret- 
baren Grundsätze liegen der Forschungspolitik 
des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit bei der Vergabe medizinisch-ge- 
sundheitspolitischer Forschungsaufträge zu- 
grunde? 
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Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 10. Juli 1974 

Die der Forschungsförderung im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit zugrunde liegenden Grundsätze sehen 
in erster Linie vor, daß nur solche Vorhaben finanziert werden, 
die für die Gesetzgebung oder zur Erfüllung sonstiger Aufgaben 
des Ministeriums notwendig sind. Bei der Zielsetzung des Vor- 
habens ist die Verwertbarkeit des Ergebnisses für die Aufgaben 
des Ministeriums entscheidend zu beachten, wobei vor allem auch 
die zeitliche Abstimmung von Forschungsprojekt und Arbeits- 
planung von Bedeutung ist. 


71. Abgeordneter 
Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Verzichtet das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit auf die Fortführung 
und Auswertung laufender wichtiger For- 
schungsvorhaben, und vermehrt es die Zahl 
vorhandener Forschungsruinen, nur weil bei 
laufenden Forschungsarbeiten durch Anfall 
von zu viel Daten oder durch eine nachträg- 
liche erkennbar gewordene Kompliziertheit ein 
Zeitverzug eingetreten ist, oder welches sind 
hierfür gegebenenfalls die Gründe? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 10. Juli 1974 

Im Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit wird 
Wert darauf gelegt, anfinanzierte Forschungsvorhaben zum Ab- 
schluß zu bringen und die Forschungsergebnisse auswerten zu 
lassen. Von einer unvertretbaren Vermehrung der „Zahl vorhan- 
dener Forschungsruinen", wie Sie es ausdrücken, kann deshalb 
auch keine Rede sein. 

Ein vorzeitiger Abbruch oder eine Beendigung eines Vorhabens 
ohne eine abschließende Auswertung der Ergebnisse kann aber 
im Einzelfall dann geboten sein, wenn die von den Forschern 
regelmäßig vorzulegenden Zwischenberichte eine Weiterfinan- 
zierung nicht rechtfertigen. Das aus Gründen der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit immer gebotene Abwägen von Kosten 
und Erträgen der Fortführung eines Forschungsvorhabens kann 
zu einer Straffung bei der Durchführung und Auswertung führen 
und einer Beendigung frühzeitiger erforderlich machen, als es 
den Wünschen des Forschers entspricht. 

Sollte Ihre Anfrage auf ein bestimmtes Forschungsvorhaben ab- 
gestellt sein, so bitte ich Sie, mir dieses Projekt zu benennen. 
Zu näheren Erläuterungen bin ich dann selbstverständlich bereit. 


72. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung in Anbe- 
Kater tracht der Tatsache, daß jährlich etwa 200 000 

(SPD) Neuerkrankungen an Krebs festgestellt wer- 

den, die Feststellung, die von Medizinern beim 
Fortbildungskongreß der Ärzte in Berlin ge- 
troffen wurde, daß die Schaffung von Krebs- 
großkliniken und -behandlungszentren vor- 
dringlich und ein deutsches Programm zur 
Krebsbekämpfung notwendig sei? 
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73. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun 

Kater bzw, zu veranlassen, um die Einrichtung der- 

(SPD) artiger Krebsgroßkliniken und -behandlungs- 

zentren zu forcieren, in diesem Zusammen- 
hang bei der Ausbildung von Medizinern die 
Möglichkeiten der Krebsbehandlung zu ver- 
bessern und die Anregung zur Schaffung eines 
besonderen deutschen Programms zur Krebs- 
bekämpfung zu realisieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 2. August 1974 

Die auf dem Berliner Fortbildungskongreß für Ärzte getroffenen 
Feststellungen und Forderungen sind der Bundesregierung be- 
kannt. 

Die Bundesregierung hat bisher gerade die Krebsforschung groß- 
zügig gefördert. Mit Mitteln des Bundes ist das Deutsche Krebs- 
forschungszentrum, Heidelberg, errichtet worden. Die Bundes- 
regierung gibt laufend Zuschüsse für das Deutsche , Krebsfor- 
schungszentrum und für die Internationale Zentralstelle für 
Krebsforschung in Lyon. Sie fördert ferner die Deutsche Krebs- 
gesellschaft und die „Internationale Union gegen den Krebs". 

Die Krebsklinik der Universität Essen, die vom Land Nordrhein- 
Westfalen getragen wird und bei der es sich um eine Krebsklinik 
europäischen Ranges handelt, ist Teil der medizinischen Univer- 
sitätsklinik, in der verschiedene medizinische Disziplinen bei der 
Versorgung von Krebskranken gemeinsam tätig sind. 

Die Möglichkeiten zentraler Krebsgroßkliniken und -behand- 
lungszentren sowie von Spezialabteilungen und organbezogenen 
Zentren, die z. B. nur den Brustkrebs oder den Hodenkrebs be- 
handeln, werden geprüft. 

Soweit es sich um Einrichtungen von Hochschulen handelt, kann 
der Bund nur im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben für den 
Ausbau und Neubau von Hochschulen tätig werden. Die Auf- 
nahme von Vorhaben in den danach aufzustellenden Rahmenplan 
hängt von der Anmeldung entsprechender Vorhaben durch die 
Länder ab. Im außeruniversitären Bereich hat der Bund wegen 
der Zuständigkeit der Länder für die Krankenhausbedarfsplanung 
keine direkten Möglichkeiten, die Einrichtung von Krebsgroß- 
kliniken und -behandiungszentren zu forcieren. 

Es gibt bisher keine einheitliche Konzeption, welche organisato- 
rische Form der Krebsbehandlung anzustreben ist. Dabei spielen 
divergierende Gesichtspunkte der verschiedenen medizinischen 
Fachdisziplinen eine Rolle. 

Die notwendige interdisziplinäre Zusammenarbeit ist jedenfalls 
bei mehreren organisatorischen Lösungen realisierbar. Der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit wird sich jedoch 
im Rahmen seiner Mitwirkung in der Gesundheitsministerkonfe- 
renz für eine Erörterung der auf dem Berliner Kongreß aufge- 
worfenen Fragen einsetzen. 

Die ärztliche Ausbildung ist durch die vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassenen Approbationsordnung für Ärzte vom 28. Okto- 
ber 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1458) geregelt. Im Rahmen der 
klinischen Ausbildung ist der Behandlung von Geschwulstkrank- 
heiten der ihr zukommende Platz zugewiesen, wie aus den Prü- 
fungsstoffkatalogen dieser Ausbildungsabschnitte deutlich wird. 
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74. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in 
Fiebig der Bundesrepublik Deutschland keinerlei 

(SPD) Förderungsmöglichkeiten für autistische Kin- 

der gibt, da alle bisherigen Maßnahmen der 
Rehabilitation und Sozialisation auf dieses 
besondere Krankheitsbild nicht abgestimmt 
sind? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 22. Juli 1974 

Bei dem kindlichen Autismus handelt es sich um ein Syndrom, 
das durch verschiedene Ursachen bedingt ist und deshalb auch 
unterschiedliche Anforderungen an die Behandlung stellt. Der 
Autismus tritt selten als selbständiges Krankheitsbild auf, son- 
dern meist als Folge einer milieubedingten, krankhaften Störung, 
oft im Zusammenhang mit einer frühkindlichen Hirnschädigung 
oder einer echten Geisteskrankheit. 

Nach Meinung führender Wissenschaftler ist eine exakte Diag- 
nostik und Behandlung des kindlichen Autismus bei den verschie- 
denen Entstehungs- und Entwicklungsmöglichkeiten sowie den 
sich anschließenden Verhaltensweisen nur im Einzelfall durch 
entsprechende fachliche Experten auf dem Gebiet der Kinder- 
neurologie und Kinderpsychiatrie möglich. Die Patienten werden 
deshalb in den bereits bestehenden Einrichtungen der Kinder- 
neurologie und -psychiatrie betreut. Diese Kliniken reichen zwar 
noch nicht für eine optimale Betreuung aus. Das liegt aber darin 
begründet, daß es den Facharzt für Kinderpsychiatrie erst seit 
wenigen Jahren gibt. 


75. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, besondere 
Modelleinrichtungen zur Förderung autisti- 
scher Kinder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu entwickeln? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 22. Juli 1974 

Die Bundesregierung hält es aus den vorstehend aufgeführten 
Gründen nicht für angebracht, besondere Modelleinrichtungen zur 
Förderung autistischer Kinder zu schaffen. Sie ist aber bereit, 
Forschungsaufträge, die sich mit dem Problem des autistischen 
Verhaltens beschäftigen, zu fördern. 


76. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Vorschrif- 
ten für die Vergabe der Mittel aus dem soge- 
nannten Garantiefonds für junge Spätaussied- 
ler so zu fassen, daß diese zumindest in den 
ersten drei Jahren nach Zuwanderung Beihil- 
fen aus diesem Fonds elternunabhängig, d. h. 
ohne Anrechnung des Einkommens und Ver- 
mögens der Unterhaltspflichtigen, erhalten? 
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Antwort des Bundesministers Frau Dr. Focke 
vom 25. Juli 1974 

Wie auf die Anfragen von dem Mitglied des Bundestages Dr. 
Hupka in den Fragestunden des Deutschen Bundestages am 
5. und 19. Juni 1974 bereits dargelegt — werden im Hinblick auf 
die außergewöhnliche mit dem Existenzaufbau verbundene Situa- 
tion der ausgesiedelten Familie für die ersten drei Jahre nach 
der Zuwanderung hohe generelle Freibeträge anerkannt (Num- 
mer 14 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften über die Ge- 
währung von Beihilfen zur Eingliederung junger Zuwanderer — 
Garantiefonds). 

Darüber hinausgehende besondere Belastungen werden eben- 
falls durch entsprechende Erhöhungen der Freibeträge berück- 
sichtigt. Damit wird der individuellen Eingliederungssituation 
in großzügiger Weise Rechnung getragen. 

Beiträge zu Ausbildungskosten müssen nur dann erbracht wer- 
den, wenn die Einkünfte der Unterhaltspflichtigen besonders 
hoch sind. Dies betrifft nur den kleineren Teil der Aussiedler 
— nämlich 22,8% — und auch nur in Höhe einer monatlichen 
Belastung von im Schnitt 55 DM. Damit wird die Eingliederung 
nicht gefährdet. Eine generelle Freistellung ist aus diesen Grün- 
den nicht beabsichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Haben die Länder Niedersachsen und Bayern 
den von der Bundesregierung angeforderten 
Bericht über den „Airbus "-Flug eines dazu 
nicht berechtigten Sportfliegers (vgl. meine 
mündliche Frage — Stenographischer Bericht 
über die 107. Sitzung, Seite 7287) inzwischen 
vorgelegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. Juli 1974 

Die vom Bundesminister für Verkehr veranlaßten Untersuchun- 
gen dauern an; sie konnten u. a. deshalb noch nicht abgeschlossen 
werden, weil der zur Stellungnahme aufgeforderte Luftfahrer 
sich bisher nicht zu dem in Rede stehenden Vorfall geäußert hat. 


78. Abgeordneter Welche luftrechtlichen Maßnahmen beabsich- 

Hansen tigt die Bundesregierung auf Grund dieser 

(SPD) Berichte einzuleiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. Juli 1974 

Welche luftrechtlichen oder anderen Maßnahmen gegebenenfalls 
einzuleiten sind, kann deshalb überhaupt erst entschieden wer- 
den, wenn die Ergebnisberichte vorliegen. 
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79. Abgeordneter 
Handlos 


(CDU/CSU) 


Nachdem die Bundesregierung laut Pressemel- 
dungen eine Streckung der Mittel für den Bun- 
desfernstraßenbau angekündigt hat, frage ich, 
ob davon wieder einmal der geplante Auto- 
bahnbau Regensburg— Passau bzw. München — 
Deggendorf betroffen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. Juli 1974 

Im Straßenbau wird der Mittelansatz 1975 um 176,3 Millionen DM 
(— 3,1% gegenüber 1974) erhöht. Dadurch wird sichergestellt 
werden können, daß ein kontinuierlicher Baufortschritt erreicht 
wird. Die Investitionen werden allerdings zeitlich gestreckt. Ob 
und inwieweit sich dadurch der Bauvorgang auf den angegebenen 
Strecken verzögert, wird zur Zeit überprüft. Hierbei müssen auch 
die Ansätze für den Bundesfernstraßenbau der kommenden Jahre 
in die Rechnung einbezogen werden, da die finanzielle Planung 
von Autobahnen eine mittelfristige Betrachtung erfordert. Vor- 
rangig ist dabei die finanzielle Bedienung hoch anfinanzierter, 
kurz vor der Fertigstellung stehender Strecken zu berücksichti- 
gen. Die Bundesautobahnstrecken Regensburg — Passau und Mün- 
chen — Deggendorf sind bisher mit weit über den Ansätzen des 
ersten Fünfjahresplanes für den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1975 liegenden Beträgen gefördert worden, 
soweit die zum Bau vorgesehenen Abschnitte baureif waren. 
Alle für den ersten Fünf jahresplan auf diesen Strecken vorgese- 
henen Bauziele sind finanziell gesichert. 


80. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge 
zu tragen, daß — entgegen dem Beschluß der 
Länderreferenten — Ausnahmfegenehmigungen 
vom Sonntagsfahrverbot über den 1. Januar 
1975 hinaus erteilt werden, auch wenn die 
Fahrzeuge nur über eine Mindestmotorleistung 
von 6 PS je Tonne verfügen? 


81. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die Forderung der Länderreferenten für 
die kraftfahrverkehrstreibende deutsche Wirt- 
schaft eine wettbewerbsverzerrende zusätz- 
liche Belastung darstellt? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 1. August 1974 

Bei dem von Ihnen angesprochenen Problem handelt es sich um 
eine Frage, die ausschließlich in die Verwaltungskompetenz der 
Länder fällt. Unbeschadet dessen ist vorgesehen, Mitte Oktober 
d. J. dieses Problem erneut mit den Ländern zu erörtern. 

Die Regelung, daß Ausnahmegenehmigungen vom Sonntagsfahr- 
verbot für schwere LKW's nur dann erteilt werden dürfen, wenn 
eine Mindestmotorleistung von 8 PS je Tonne gegeben ist, gilt 
seit dem 1. März 1971 in der mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenver- 
kehrs-Ordnung. Nur die zuständigen obersten Landesbehörden 
— nicht die Bundesregierung oder der Bundesminister für Ver- 
kehr — können Abweichungen hiervon zulassen. 
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Die Mindestmotorleistung von 8 PS je Tonne soll eine höhere 
Geschwindigkeit der LKW's an den Steigungsstrecken ermög- 
lichen; dadurch werden Stauungen vermieden. Diese Motorlei- 
stung setzt keine Umrüstung der Fahrzeuge voraus. Sie kann 
auch dadurch erreicht werden, daß weniger Ladung aufgenommen 
oder ohne Anhänger gefahren wird. 

Eine wettbewerbsverzerrende Maßnahme für die deutsche Wirt- 
schaft liegt darin nicht. Die Vorschrift gilt selbstverständlich 
auch, falls Ausnahmegenehmigungen für ausländische LKW's er- 
teilt werden. Auch diese müssen in diesem Fall eine Mindest- 
motorleistung von 8 PS/t haben. 


82. Abgeordneter Welche Baumaßnahmen im Einzelnen sind nach 
Josten dem Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1975 

(CDU/CSU) im Straßenbau für den Wahlkreis Ahrweiler 

vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. August 1974 


Der Entwurf zum Straßenbauplan 1975 wird z. Z. aufgestellt. 
Welche Straßenbaumaßnahmen im Einzelplan im Wahlkreis Ahr- 
weiler vorgesehen werden, liegt noch nicht fest. 


83. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Entscheidungen bezüglich 
des Ausbaues der B 9 von der Landesgrenze 
Rheinland-Pfalz / Nordrhein-Westfalen bis zum 
4-spurigen Anschluß in Brohl gefällt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. August 1974 


Die Planung und der Ausbau der Bundesfernstraßen werden auf 
der Grundlage des Bedarfsplans vorgenommen, der mit dem 
Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 vom 30. Juni 1971 (BGBl. I S. 873) vorgelegt wurde. 
Danach ist beabsichtigt, die Bundesstraße 9 von der Landesgrenze 
Rheinland-Pfalz/Nordrhein- Westfalen bis Koblenz, also auch die 
noch nicht ausgebauten Abschnitte von der Landesgrenze bis 
Remagen und von Bad Breisig bis Brohl in der ersten Dringlich- 
keitsstufe vierspurig (zweibahnig) auszubauen. 

Die Planung auf dem Abschnitt Remagen — Landesgrenze ist fer- 
tiggestellt. Es werden lediglich noch Untersuchungen darüber 
durchgeführt, in welcher Weise das Kulturzentrum im Bahnhof 
Rolandseck von Störungen durch den Straßenverkehr möglichst 
freigehalten werden kann. 

Technisch und finanziell ist die Trassenführung im Bereich Bad 
Breisig — Brohl eine der schwierigsten bzw. aufwendigsten Neu- 
baustrecken der B 9. Die Untersuchungen der verschiedenen 
Varianten und Auswertung der dafür erforderlichen Gutachten 
werden in Kürze abgeschlossen sein. 
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84. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Trassierung der 
Ergänzungsstrecke Hannover — Gemünden der 
Deutschen Bundesbahn im Stadtbaubereich 
Fulda für die Bürger der Stadtteile Johannes- 
berg, Harmerz, Ziegel, Zirkenbach unter dem 
Gesichtspunkt schwerwiegendster Umweltbe- 
einträchtigungen zumutbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Deutsche Bundesbahn 
im Raum Fulda eine Verknüpfung der Neubaustrecke mit dem 
vorhandenen Netz beabsichtigt und das landesrechtliche Raum- 
ordnungsverfahren für diesen Streckenabschnitt beim Land Hes- 
sen beantragt hat über Detailplanungen ist die Bundesregierung 
z. Z. noch nicht unterrichtet. 

Fragen des Umweltschutzes werden im Rahmen der Planfeststel- 
lung gemäß § 36 des Bundesbahngesetzes behandelt, soweit sie 
nicht schon bei der Planung oder auf Grund des Raumordnungs- 
verfahrens berücksichtigt werden konnten. 


85. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung brauchbare Unter- 
suchungen über die negative Umweltbeein- 
flussung schneller radgebundener Züge einer- 
seits und neuer Technologien auf der Basis 
der Magnetkissentechnik andererseits bekannt, 
wenn ja, wie sehen die Ergebnisse dieser Un- 
tersuchungen aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Bisher vorliegende Ergebnisse der laufenden Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten lassen bereits jetzt erkennen, daß auch 
schnellfahrende Züge konventioneller Technik den Anforderun- 
gen des Umweltschutzes weitgehend genügen werden. So haben 
Messungen an der Versuchsstrecke der Deutschen Bundesbahn 
Rheda — Oelde bei Geschwindigkeiten bis 200 km/h ergeben, daß 
die Emissionen schnellfahrender moderner Reisezüge unter den 
Werten heutiger Fahrzeuge liegen. 

Die Deutsche Bundesbahn ist bei allen ihren Planungen den For- 
derungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes unterworfen, so 
daß den Belangen des Umweltschutzes weitgehend Rechnung 
getragen wird. 

Im Rahmen der geplanten Errichtung einer Versuchsanlage für 
Verkehrstechniken wird z. Z. ein lärmtechnisches Gutachten über 
schnellfahrende spurgeführte Fahrzeuge erstellt. Deshalb kann 
über die Lärmemissionen sehr schnellfahrender Fahrzeuge neuer 
Technologien noch kein abschließendes Urteil abgegeben werden. 
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86. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Wann und über welche Behörden oder Perso- 
nen hat die Bundesregierung Kenntnis davon 
erhalten, daß sich Anwohner der Straße Rhein- 
au in Duisburg-Neuenkamp über unzumutbare 
Geräuscheinwirkungen, durch LKW's und 
PKW's von der E 3 verursacht, bei den zustän-i 
digen Behörden beschwert haben? 




Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 

Die Bundesregierung hat durch ein Mitglied des Deutschen Bun- 
destages und durch Frau Barbara Storkebaum als Vertreterin 
einer Siedlungsgemeinschaft davon Kenntnis erhalten, daß sich 
die Anwohner an der B 60 n in Duisburg-Neuenkamp über die 
Lärmbelästigung durch den Straßenverkehr beschweren. Die 
Schreiben von Frau Storkebaum waren an das Bundesverkehrs- 
ministerium, an das Bundesinnenministerium und das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit gerichtet. Der 
Schriftverkehr wird seit Herbst 1971 geführt und ist bis heute 
noch nicht abgeschlossen. 


87. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche Aus- 
wirkungen eine über Jahre bei Tag und bei 
Nacht andauernde Geräuscheinwirkung von 
60 Phon bis 85 Phon auf den Gesundheits- und 
Leistungsstand von Kindern und Erwachsenen 
hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 

Der Bundesregierung ist im einzelnen nicht bekannt, welche 
Auswirkungen eine über Jahre bei Tag und Nacht andauernde 
Geräuscheinwirkung von 60 dB bis 85 dB (A) (Phon) auf den 
Gesundheits- und Leistungsstand von Kindern und Erwachsenen 
hat. Der Vorsitzende des Deutschen Arbeitsringes für Lärmbe- 
kämpfung, Herr Professor Dr. med. Klosterkötter, kommt in einer 
Veröffentlichung in Heft 5 (Oktober 1972) der Zeitschrift „Kampf 
dem Lärm“ auf Grund der bisherigen Untersuchungsergebnisse 
über Lärmeinwirkung und Leistung zu dem Schluß, daß Lärmein- 
wirkungen je nach Art der Tätigkeit leistungssteigernd, leistungs- 
neutral und leistungsverschlechternd sein können. Dies hängt, 
um nur einige Faktoren zu nennen, u. a. von der Lautstärke, dem 
Frequenzspektrum, der Homogenität oder Inhomogenität der 
Geräusche und von der Pegelschwankung und der Modulations- 
tiefe ab. Was die Gesundheitsgefährdung anbelangt, stellt Pro- 
fessor Klosterkötter in der gleichen Veröffentlichung fest, daß 
das Risiko einer Hörbeeinträchtigung in 35 Expositionsjahren 
bei einer Lärmeinwirkung von 85 dB (A) bei 9°/o und bei einer 
Lärmeinwirkung von 90 dB (A) bei 20% liegt. 


88. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


Befindet sich die seit langem in der Luftver- 
kehrsordnung bestehende Mindestflughöhe 
von 500 Fuß nach Ansicht der Bundesregie- 
rung in Übereinstimmung mit ihren neuen 
Bemühungen zur Lärmbekämpfung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Die Sicherheitsmindesthöhe ist als eine Höhe definiert, bei der 
weder eine unnötige Lärmbelästigung noch im Falle einer Not- 
landung eine unnötige Gefährdung von Personen und Sachen zu 
befürchten ist. Sie richtet sich nach der Art des überflogenen 
Geländes und beträgt über Städten, dichtbesiedelten Gebieten 
und Menschenansammlungen mindestens 300 m (1000 Fuß) über 
dem höchsten Hindernis in einem Umkreis von 600 m, über Groß- 
städten 2000 Fuß und nur in den übrigen Fällen 500 Fuß über 
Grund oder Wasser. Die Sicherheitsmindesthöhe darf nur zum 
Start und zur Landung unterschritten werden. Da Lärmbelästigung 
durch Kleinflugzeuge aber in erster Linie bei Start und Landung 
und in der Nähe von Flugplätzen auftritt, würde ein generelles 
Anheben der Mindestflughöhe dieses Problem nur in geringem 
Umfang lösen, andererseits aber zu einer erheblichen Minderung 
der Flugsicherheit bei Überlandflügen führen. Überlandflüge 
werden bei gutem Wetter im Regelfall schon aus Gründen der 
besseren Übersicht und Orientierung in Höhen zwischen 1000 Fuß 
und 2000 Fuß (300 bis 600 m) durchgeführt. Aus Gründen der 
Flugsicherheit sollte dem Luftfahrzeugführer aber bei schlechten 
Sichtverhältnissen oder Absinken der Wolkenuntergrenze nicht 
die Möglichkeit genommen werden, bis auf eine Höhe von 
500 Fuß über Grund heruntergehen zu können 


89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Mindest- 
Dr. Jens flughöhe von 500 Fuß in der Luftverkehrs- 

(SPD) Ordnung heraufzusetzen, um die ständig stei- 

gende Lärmbelästigung der Bevölkerung u. a. 
auch durch zunehmende Flugtätigkeit zu ver- 
mindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Die Mindestflughöhe generell anzuheben würde auch den Luft- 
raum bis zum Beginn des kontrollierten Luftraumes (1700 Fuß) 
so stark einengen, daß der unkontrollierte Sichtflugverkehr ver- 
mehrt im kontrollierten Luftraum durchgeführt und damit die 
Gefahr des Zusammenstoßes mit Verkehrsflugzeugen zunehmen 
würde. Schließlich würde ein Heraufsetzen der Mindestflughöhe 
auch zu einer Erhöhung der Kollisionsgefahr zwischen militäri- 
schem und zivilem Luftverkehr nach Sichtflugregeln führen, weil 
militärische Tiefflüge häufig in Höhen von 1000 Fuß durchgeführt 
werden. 

Eine generelle Anhebung der Sicherheitsmindesthöhe ist aus den 
vorgenannten Gründen daher nicht beabsichtigt. 


90. Abgeordneter 
Schmidt 
(Niederselters) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Flug- 
sicherung einen Auftragsvorbescheid für die 
Beschaffung von Radarsichtgeräten der Fa. 
Raytheon zum Ausbau des DERD-Systems er- 
teilt hat? 
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91. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Niederselters) 
(SPD) 


Wenn ja, welche technischen Überlegungen 
haben dazu geführt, daß man der Empfehlung 
des Europarates nicht folgte, mit der Herstel- 
lung von Datenverarbeitungsgeräten die in 
der UNIDATA zusammengeschlossenen euro- 
päischen Hersteller zu berücksichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. August 1974 


Ein Auftragsvorbescheid an die Firma Raytheon zur Beschaffung 
von Radarsichtgeräten ist nicht erteilt worden. 

Die Bundesanstalt für Flugsicherung hat sich auf Grund eingehen- 
der fachlicher Untersuchungen für eine Beschaffung von Ray- 
theon-Sichtgeräten entschieden. Dabei sind auch die Produkte 
anderer Hersteller in einem Vergleich berücksichtigt worden. 

Die Sichtgeräte der Firma Raytheon stellen z. Z. das Spitzenpro- 
dukt auf dem Weltmarkt dar, werden in den USA bereits in 
großer Stückzahl gefertigt, sind bei der amerikanischen Flug- 
sicherung bereits im Einsatz und gelten als „zukunftssicher“. 

Die Entscheidung der Bundesanstalt für Flugsicherung beruht 
auf den komplexen flugsicherungsbetrieblichen Forderungen für 
die kommenden Jahre. Nur vor diesem Hintergrund kann die 
Bundesanstalt für Flugsicherung ihrer Verantwortung für eine 
optimale Gestaltung des Flugsicherungssystems gerecht werden. 


92. Abgeordneter Was beabsichtigt das Bundespostministerium 
Dr. Dollinger nach der Erklärung des Ressortchefs, daß zwei 
(CDU/CSU) Jahre keine Gebührenerhöhungen mehr er- 

folgten, bei zunehmenden Defiziten zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 30. Juli 1974 


Die deutsche Bundespost ist sich bewußt, daß sie für 1974 und 
auch für 1975 wird mit Defiziten rechnen müssen. Sie unternimmt 
daher alle Anstrengungen, um durch zusätzliche eigene Bemü- 
hungen ihre finanzielle Situation zu verbessern. Alle Dienst- 
stellen sind angewiesen worden, sich äußerster Sparsamkeit und 
einer streng kostenorientierten Wirtschaftsführung zu befleißi- 
gen. Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat 
konkrete Sparmaßnahmen angeordnet, auf Grund derer die für 
1974 vorgesehenen Investitionsmittel um 990 Millionen DM und 
die Betriebsmittel um 214 Millionen DM gekürzt werden. Die 
eingeleiteten Rationalisierungsmaßnahmen werden mit Nach- 
druck fortgesetzt. Der Personalbestand wird im Zusammenwir- 
ken mit den Sozialpartnern den veränderten Verkehrsbedürf- 
nissen angepaßt. 

Die Deutsche Bundespost ist überzeugt, daß durch diese Maß- 
nahmen ein erheblicher Teil der drohenden Verluste aufgefangen 
werden kann. Zudem wird der Bund 1975 erstmals im vollem 
Umfang auf die Ablieferung verzichten. Diese Maßnahme wird 
wesentlich zur Erleichterung der Finanzierung beitragen. 


54 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2465 


93. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß der Beschluß der Intendanten der 
ARD-Sendeanstalten vom 14./15. Mai 1974, die 
Testbildsendezeiten ab 10. Juli 1974 einschnei- 
dend zu kürzen, ganz oder zumindest teilweise 
rückgängig gemacht wird, um weitgehende 
negative Auswirkungen auf die Fernsehteil- 
nehmer und die einschlägige Wirtschaft zu 
vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 31. Juli 1974 


Die deutschen Rundfunkanstalten sind gegenüber der Deutschen 
Bundespost Kostenträger für das Betreiben der Fernsehsende- 
anlagen. Die Deutsche Bundespost betreibt daher diese Anlagen 
nur in dem zeitlichen Umfange, für den die Rundfunkanstalten 
bereit sind, die Aufwendungen der Deutschen Bundespost finan- 
ziell abzugelten. Da die Bundesregierung keine Möglichkeit hat, 
auf die finanzielle Situation der Rundfunkanstalten und damit 
auf die Höhe ihrer Aufwendungen für den Senderbetrieb einzu- 
wirken, entzieht sich auch die Festlegung der Testbildsende- 
zeiten einer maßgeblichen Einflußnahme durch die Deutsche 
Bundespost. 

Die zur Zeit praktizierte Regelung wurde anstelle der in den ver- 
gangenen Jahren durchgeführten vollständigen Abschaltung der 
Fernsehsender der dritten Programme versuchsweise auf Grund 
eines Intendantenbeschlusses der Landesrundfunkanstalten (ARD 
und ZDF) vom 14./15. Mai 1974 ab 10. Juli 1974 realisiert. 

Im Herbst 1974 soll — wie auch vor Einführung dieser Regelung 
im April 1974 — ein Gespräch mit Vertretern von Industrie, 
Handel und Handwerk sowie den Rundfunkanstalten geführt 
werden. Hierbei sollen die Erfahrungen mit dem zur Zeit prak- 
tizierten Verfahren ausgetauscht und nach Möglichkeit eine all- 
seits zufriedenstellende Regelung gefunden werden. 


94. Abgeordneter 
Dr. Prassler 


(CDU/CSU) 


Warum nimmt die Deutsche Bundespost bei 
der Ausgabe neuer Telefonbücher die alten 
nicht zurück, obwohl Altpapier heute wieder 
verwertbar ist und damit eine Entlastung der 
Mülldeponien erreicht werden könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 5. August 1974 


Die Fernsprechteilnehmer werden durch den Text auf der Abhol- 
karte für das amtliche Fernsprechbuch gebeten, die alten amt- 
lichen Fernsprechbücher zum Altpapier zu geben. Um die Fern- 
sprechkunden noch eindringlicher auf den Umweltschutz und die 
Verwertung des Altpapiers aufmerksam zu machen, erhält der 
Text für die Ausgabe 1975/1976 der amtlichen Fernsprechbücher 
folgende Fassung: 


55 




Drucksache 7/2465 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


„Und noch etwas: Denken Sie an den Umweltschutz und geben 
Sie die alten Bücher nur zum Altpapier, das der Wiederver- 
wertung zugeführt wird. Die Deutsche Bundespost nimmt die 
alten Bücher bei der Abholung zurück. Sie können die Fern- 
sprechbücher alter Ausgaben aber auch den Altpapiersammlun- 
gen der Verbände der freien Wohlfahrtspflege zuführen." 

Ich weise nochmals darauf hin, daß die Ausgabestellen für neue 
Fernsprechbücher schon immer verpflichtet waren, zu den Aus- 
gabestellen mitgebrachte alte Fernsprechbücher anzunehmen 
und sie zum Altpapier der Deutschen Bundespost zu geben. Die 
Dienststellen sind zuletzt mit Verfügung vom 13. März 1973 
angewiesen worden, die alten Fernsprechbücher zurückzunehmen. 
Sollte im Einzelfall die Annahme von alten Fernsprechbüchern 
bei der Ausgabe verweigert werden, handelt es sich um einen 
Irrtum eines einzelnen Mitarbeiters. Es wäre dann sinnvoll, die 
Leitung des zuständigen Postamts zu unterrichten, damit die 
Ausgabekraft informiert werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


95. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, kurzfristig 
Maßnahmen zu ergreifen, um bei jenen Eigen- 
heimbesitzern die unmenschliche Härte einer 
drohenden Zwangsvollstreckung zu mildern, 
die darin besteht, daß sie den vertraglich 
vereinbarten Kapitaldienst für ihre Familien- 
heime wegen Kurzarbeit oder Arbeitslosig- 
keit nicht mehr aufzubringen in der Lage sind, 
insbesonders wenn es sich um kinderreiche 
Familien handelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 23. Juli 1974 

Die im Bundeshaushalt eingestellten Mittel für den Wohnungs- 
bau können nach den gesetzlichen Regelungen — abgesehen vom 
Erwerb vorhandener Wohnungen durch kinderreiche Familien — 
nur zur Finanzierung des Neubaues von Wohnraum eingesetzt 
werden. Insoweit besteht, daher keine Möglichkeit, bei nachträg- 
lichen Schwierigkeiten zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stel- 
len. 

Eine Hilfe bietet jedoch das geltende Wohngeldrecht mit seinen 
erst kürzlich beschlossenen Verbesserungen, das dazu beitragen 
soll, auch die dem Eigentümer von Wohnraum entstehende Be- 
lastung im Einzelfall, d. h. unter Berücksichtigung der persön- 
lichen Verhältnisse des Antragstellers, tragbar zu gestalten. 

Da die Höhe des Einkommens und die Zahl der Kinder — neben 
anderen Kriterien — wesentliche Faktoren für die Höhe der Lei- 
stungen nach diesem Gesetz sind, kann hierdurch gerade bei Ein- 
kommensminderung in den von Ihnen angesprochenen Fällen 
wirksame Hilfe geleistet werden. 
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Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß Kurzarbeitern durch 
die besondere Ausgestaltung der Kurzarbeitsentschädigung in der 
Regel keine nennenswerten finanziellen Nachteile gegenüber 
ihren Einkünften bei ungekürzter Arbeitszeit entstehen. 

Schließlich kann die Sozialhilfe, sofern *die Voraussetzungen 
einer Hilfe zum Lebensunterhalt vorliegen, gemäß § 15 a BSHG 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles bei Eigen- 
heimbesitzern auch Schuldentilgungsraten übernehmen, indem 
sie eine entsprechende Beihilfe oder ein Darlehen gewährt. 


96. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Berechnungen des Verbandes 
der 2000 gemeinnützigen Wohnungsunterneh- 
mer, nach denen die staatliche Mietbegrenzung 
den Unternehmen jährliche Substanzverluste 
in Höhe von 1,8 Milliarden DM entstehen, und 
wie hoch sind die Substanzverluste, die priva- 
ten Wohnungseigentümern bei der Vermie- 
tung dadurch entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 23. Juli 1974 


Die mir nur aus Presseberichten bekanntgewordene Berechnung 
des Gesamtverbandes Gemeinnütziger Wohnungsunternehmen 
geht offenbar auf ein von dem Verband in Auftrag gegebenes 
Gutachten zurück, das bei preisgebundenen Neubauwohnungen 
eine Erhöhung der derzeit zulässigen Pauschalsätze für Instand- 
haltungs- und Verwaltungskosten auf einen Betrag von über 
15 DM/qm jährlich für erforderlich hält. Dieser Betrag erscheint 
jedoch nach dem Gutachten, das die Bundesregierung inzwischen 
eingeholt hat, um durch umfassendere Untersuchungen möglichst 
objektive Beurteilungsmaßstäbe zu erhalten, wesentlich über- 
höht. Die Bundesregierung wird aber, wie schon mehrfach erklärt, 
durch eine Änderung der Zweiten Berechnungsverordnung die 
notwendige Anpassung der Pauschalsätze an die Kostenentwick- 
lung vornehmen. Die Bundesregierung ist wie bisher bestrebt, 
die Wirtschaftlichkeit des preisgebundenen Sozialwohnungsbe- 
standes und sonstiger Wohnungen gemeinnütziger Wohnungs- 
unternehmen, die preisrechtlichen Bindungen unterliegen, aus- 
reichend zu sichern. 


97. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung von einer Studie der 
• „Arbeitsgemeinschaft Bamberg/Lübeck/Regens- 
burg" Kenntnis genommen, die sich mit den 
Problemen der „Erhaltung und Erneuerung 
alter Städte“ befaßt und vor allem die finan- 
zielle Problematik darstellt? 


98. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
dieser Studie enthaltenen Vorschläge, und wel- 
che Konsequenzen beabsichtigt sie daraus zu 
ziehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 7. August 1974 

Zum Teil sind die erwarteten bodenrechtlichen Initiativen bereits 
in dem Entwurf einer Novelle zum Bundesbaugesetz enthalten, 
der sich im Gesetzgebungsverfahren befindet. 

Im übrigen sind die Einzelfragen nur im Rahmen einer Gesamt- 
konzeption befriedigend zu beantworten, an der zur Zeit gearbei- 
tet wird. Dafür stellt die Studie eine gute Grundlage dar. Nach 
Abschluß der Vorarbeiten sollen die noch klärungsbedürftigen 
Fragen, soweit sie den Zuständigkeitsbereich des Bundes betref- 
fen, mit der Arbeitsgemeinschaft erörtert werden. Dabei ist je- 
doch zu berücksichtigen, daß wesentliche auch in der Studie 
erwähnte Aufgaben nach der grundgesetzlichen Zuständigkeits- 
verteilung im Bereich der Länder und der betroffenen Gemeinden 
selbst zu erfüllen sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


99. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Nachdem sich aus Mitteilungen von Kommis- 
sar Dahrendorf auf Grund eines Gespräches 
von Experten der EG-Kommission mit Vertre- 
tern der US-Regierung Ende Mai in Brüssel 
ergeben hat, daß im EG-Bereich und den USA 
die Forschungsschwerpunkte im Energiebereich 
zum Teil verschieden gesetzt sind, frage ich 
die Bundesregierung, welche Gründe, abgese- 
hen vom Umfang der jeweils zur Verfügung 
gestellten Mittel, eine solche Unterschiedlich- 
keit notwendig machen, und wie weit der fort- 
laufende Informationsfluß über jeweilige For- 
schungsergebnisse gesichert ist? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 1. August 1974 

Im Bereich der Energieforschung gibt es zur Zeit einen außer- 
ordentlich regen internationalen Gedankenaustausch. Die Bun- 
desregierung kooperiert auf diesem Gebiet u. a. im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaften, in der OECD und im Folgepro- 
gramm der Energiekonferenz von Washington (11. bis 13. Feb- 
ruar 1974) mit anderen Ländern. 

Neben diesen Aktivitäten bestehen auch im Bereich der bilate- 
ralen Beziehungen besonders enge Kontakte zu den USA. Durch 
Gespräche meines Amtsvorgängers mit mehreren für die Energie- 
forschung verantwortlichen Stellen in den USA sowie durch zahl- 
reiche Gespräche von Experten der Bundesregierung mit Ver- 
tretern der zuständigen Behörden der USA wurde festgestellt, 
daß unter Berücksichtigung der besonderen Situation der beiden 
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Länder die Schwerpunkte im Bereich der Energieforschung gleich- 
artig gesetzt sind. Dies bezieht sich sowohl auf die Einschätzung 
der künftigen Bedeutung der verschiedenen Primärenergieträger 
— in den USA und in der Bundesrepublik Deutschland liegen 
die Schwerpunkte der Energieforschung deutlich auf Kernenergie 
und Kohle — als auch auf viele Bereiche der Energietechnik. We- 
gen unterschiedlicher natürlicher Voraussetzungen, wie Boden- 
schätze, Klima, sowie auf Grund verschiedener Marktverhält- 
nisse stimmen die Bedürfnisse und die Forschungsschwerpunkte 
nicht in allen Einzelheiten überein. Es konnte jedoch immer 
wieder festgestellt werden, daß grundsätzlich in der Forschungs- 
und Technologiepolitik im Energiebereich eine sehr weitgehende 
übereinsimmung zwischen den beiden Ländern besteht. Diese 
auch auf breiterer internationaler Basis bestehende Überein- 
stimmung führte z. B. im Rahmen des Folgeprogramms der 
Washingtoner Energiekonferenz zu einer sehr fruchtbaren und 
erfolgversprechenden Zusammenarbeit der beteiligten Länder. 

Ein fortlaufender Informationsfluß zwischen den USA und der 
Bundesrepublik Deutschland im Bereich der Energieforschung 
liegt im Interesse beider Länder. Er wird gewährleistet durch den 
gegenseitigen Austausch der Forschungsprogramme, durch häu- 
fige gegenseitige Besuche und durch konkrete Abkommen, wie 
z. B. das erst kürzlich Unterzeichnete Abkommen über eine Zu- 
sammenarbeit in der Reaktorsicherheitsforschung. Dieser Infor- 
mationsfluß ist die Voraussetzung für Erfolge bei den beider- 
seitigen Bemühungen, die Forschungsvorhaben durch Zusammen- 
arbeit in konkreten Projekten effektiver zu machen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


100. Abgeordneter Hält die Bundesregierung nach der Herabset- 
Dr. Beermann zung des Volljährigkeitsalters die verstärkte 
(SPD) Einführung von Rechtskundeunterricht in den 

weiterführenden Schulen für erforderlich, und 
welche Maßnahmen beabsichtigt sie, die Län- 
der zu einer entsprechenden Lehrplangestal- 
tung zu veranlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 1. August 1974 

Im Unterricht werden — insbesondere in den beruflichen und 
allgemeinbildenden Schulformen der Oberstufe — die Jugend- 
lichen in die Probleme der Rechtsstellung des Heranwachsenden 
eingeführt. Da jetzt durch Herabsetzung des Volljährigkeits- 
alters drei Jahre früher von jungen Menschen die Rechte und 
Pflichten von Erwachsenen wahrgenommen werden, hält die 
Bundesregierung eine Verstärkung des entsprechenden Unter- 
richtes für zweckmäßig, damit Jungen und Mädchen frühzeitig 
mit den ihnen zuwachsenden Rechten und Pflichten vertraut 
werden. 
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Die Einzelregelung ist Angelegenheit der Länder. Um die zweck- 
mäßigsten Formen zu erproben, fördert die Bundesregierung im 
Rahmen des Modellversuchsprogramms von Bund und Ländern 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung Versuche, 
die der Einführung von Rechtskundekursen in die reformierte 
Oberstufe dienen. Auch aus diesen Beratungen ist den Ländern 
das Interesse der Bundesregierung an einer solchen Verstärkung 
bekannt. 


101. Abgeordneter 
Gral 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Gesichtspunkten sind die Lehr- 
linge ausgesucht worden, die am 21. Juli 1974 
mit Bundesminister Rohde über Fragen der 
beruflichen Bildung diskutiert haben, und wel- 
che zuständigen Verbände waren gleichzeitig 
eingeladen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 7. August 1974 

Die Namen und Anschriften der jungen Arbeitnehmer, die der 
Bildungsminister zu einem Gespräch über die Reform der beruf- 
lichen Bildung nach Bonn geladen hatte, wurden ihm auf seine 
Anfrage vom Deutschen Gewerkschaftsbund sowie von der Deut- 
schen Angestelltengewerkschaft zur Verfügung gestellt. Die Aus- 
wahl erfolgte in enger Kooperation mit den wichtigsten Landes- 
gliederungen, um bei der Auswahl regionale und branchenspe- 
zifische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 

Der Bildungsminister legte Wert darauf, insbesondere junge 
Arbeitnehmer anzuhören, die in der betrieblichen Praxis beson- 
dere Erfahrungen gewonnen haben und für die Vertretung der 
Interessen der jungen Arbeitnehmer eine besondere Verantwor- 
tung tragen. Das sind in der Regel die Jugendvertreter, die nach 
§§ 60 und 70 des Betriebsverfassungsgesetzes für die Fragen der 
beruflichen Bildung ein Mitbestimmungsrecht haben. 

Neben den über die Gewerkschaften vermittelten Jugendlichen 
wurden auch einige Vertreter der Schülermitverwaltung berufs- 
bildender Schulen Nordrhein-Westfalen zum Gespräch eingela- 
den, die von sich aus Verbindung mit dem Bildungsminister 
aufgenommen und um ein Gespräch gebeten hatten. Die SMV- 
Vertreter der berufsbildenden Schulen Nordrhein-Westfalen re- 
präsentieren über 400 000 Schüler an beruflichen Schulen. Eine 
alle Bundesländer umfassende Vertretung der Schüler an beruf- 
lichen Schulen gibt es nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


102. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Kür- 
zungen der deutschen Entwicklungshilfelei- 
stungen im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung mit der von der Bundesregierung ini- 
tiierten Resolution des Ministerrats der EG 
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vom 30. April 1974, derzufolge es nach Mög- 
lichkeit vermieden werden soll, daß der Um- 
fang der Entwicklungshilfe von Haushalts- 
schwierigkeiten oder von Zahlungsbilanzpro- 
blemen berührt wird? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 6. August 1974 

Der Inhalt der Entschließung des Europäischen Ministerrates vom 
30. April 1974, derzufolge sich die Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft bemühen werden, das von den Vereinten Nationen 
aufgestellte 0,7%-Ziel so bald wie möglich zu erreichen, geht im 
wesentlichen auf Forderungen anderer Mitglieder der Europäi- 
schen Gemeinschaft zurück. Ein Vergleich der Steigerungsraten 
des Einzelplans 23 mit dem übrigen Bundeshaushalt zeigt, daß 
die Ausgaben für Entwicklungshilfe in den Jahren 1975 bis 1978 
überproportional ansteigen sollen. In den Jahren 1976 bis 1978 
soll ihre Zuwachsrate sogar etwa doppelt so hoch sein wie die- 
jenige des gesamten Bundeshaushaltes. 


103. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Kür- 
zungen der bisherigen Finanzplanung mit der 
vom Ministerrat der EG auf Initiative der 
Bundesregierung verabschiedeten Resolution 
vom 30. April 1974, in der von den EG-Mit- 
gliedern, die relativ wenig Entwicklungshilfe 
geben, verlangt wird, sich dem 0,7 Prozent-Ziel 
zügiger zu nähern als die übrigen Mitglieder, 
die bereits einen höheren Prozentsatz erreicht 
haben? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 6. August 1974 

Die jetzt beschlossene Finanzplanung für die Jahre 1974 bis 1978 
wird wegen der für den Einzelplan 23 vorgesehenen überpropor- 
tionalen Zuwachsraten dazu führen, daß der Anteil der Öffent- 
lichen Hilfe am Bruttosozialprodukt bis 1978 ansteigen wird. Die 
Bundesregierung erwartet, daß dieser Anteil in den kommenden 
Jahren — ähnlich wie im Jahre 1973 — verglichen mit den 
übrigen Mitgliedern der Europäischen Gemeinschaft sich günstig 
entwickeln wird. 

Ferner sollte nicht übersehen werden, daß die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihrer öffentlichen Hilfe — absolut gesehen — 
im Jahr 1973 hinter den USA und Frankreich an dritter Stelle 
gelegen hat. 


104. Abgeordneter Welchen Wert mißt die Bundesregierung nach 
Roser der Kürzung der Entwicklungshilfeleistungen 

(CDU/CSU) in der mittelfristigen Finanzplanung den An- 

sätzen in der neuen Finanzplanung und ihren 
künftigen internationalen Zusagen über die 
Höhe der deutschen Entwicklungshilfe zu? 
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Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 6. August 1974 

Die vom Kabinett beschlossene Finanzplanung für die Jahre 
1974 bis 1978 gestattet die Erfüllung aller Verpflichtungen, 
welche die Bundesregierung gegenüber Entwicklungsländern und 
Institutionen der multilateralen Hilfe eingegangen ist. Sie ent- 
spricht somit der Regierungserklärung, die am 17. Mai 1974 vor 
dem Deutschen Bundestag abgegeben wurde. Die künftigen inter- 
nationalen Zusagen der Bundesregierung werden sich im Rah- 
men der beschlossenen Finanzplanung bewegen. 


Bonn, den 9. August 1974 



